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Stadt Lage 
 
538 Satzung über die Erhebung von Elternbeiträ-

gen für den Besuch der Offenen Ganztags-
grundschule in der Fassung der 4. Ände-
rungssatzung vom 13.12.2012 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV. NRW. Seite 666) zuletzt geändert durch Gesetz v. 
30.04.2002 (GV NRW S.160) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712) in der 
derzeit gültigen Fassung hat der Rat der Stadt Lage in sei-
ner Sitzung am 13.12.2012 folgende 4. Änderungssatzung 
zur Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für den 
Besuch der Offenen Ganztagsgrundschule vom 
20. Juli 2004 beschlossen: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Satzung gilt für die Erhebung von Benutzungsgebüh-
ren (nachfolgend Elternbeiträge genannt)  für den Besuch 
der Offenen Ganztagsschule im Primarbereich an Lagen-
ser Grundschulen gemäß Rd.Erl. des Ministeriums für 
Schule, Jugend und Kinder des Landes Nordrhein-
Westfalen v. 12.02.2003, zuletzt geändert mit Rd.Erl. des 
Ministeriums für Schule und Weiterbildung des Landes 
NRW v. 23.12.2010 
 

§ 2 
Beitragspflicht 

 
1. Die Eltern haben entsprechend ihrer wirtschaftli-

chen Leistungsfähigkeit monatlich Beiträge für die 
Teilnahme ihres Kindes/ihrer Kinder an der Offe-
nen Ganztagsgrundschule zu entrichten. Lebt das 
Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt 
dieser an die Stelle der Eltern. Wird bei Vollzeit-
pflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein 
Kinderfreibetrag nach § 32 Einkommensteuerge-
setz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die 
Personen, die diese Leistungen erhalten, an die 
Stelle der Eltern. 
Mehrere Beitragspflichtige sind Gesamtschuldner, 
wobei die  Erteilung des Beitragsbescheides an 
einen der Beitragspflichtigen ausreicht. 

 
2 Beitragszeitraum ist das Schuljahr (= 12 Monate). 

Die Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten 
(z.B. Ferienzeiten, bewegliche Ferientage oder 
Feiertage) der Offenen Ganztagsgrundschule 
nicht berührt. Wird das Angebot der offenen Ganz-
tagsschule trotz verbindlicher Anmeldung nicht 
genutzt, so befreit dies nicht von dem für den 
maßgebenden Zeitraum festgesetzten Beitrag. Die 
Beitragspflicht endet erst mit der Beendigung des 
vertraglichen Betreuungsverhältnisses in der Offe-
nen Ganztagsschule oder mit der Entlassung des 
Kindes aus der Grundschule. 

 
 
 
 
 

 
§ 3 

Beitragshöhe 
 
1. Die Höhe der monatlichen Elternbeiträge beträgt 

bei 
 

Einkommen bis 20.000 €  = 19,00 € 
Einkommen bis 25.000 €  = 36,00 € 
Einkommen bis 37.500 €  = 79,00 € 
Einkommen bis 50.000 € = 109,00 € 
Einkommen über 50.000 € = 150,00 € 
 
Für die Berechnung des Einkommens gelten die 
Regelungen des § 4. 

 
2. Für die Bereitstellung des Mittagessens wird ein 

gesondertes Entgelt erhoben, dessen Höhe sich 
nach den Gegebenheiten der jeweiligen Offenen 
Ganztagsgrundschule richtet. Das Entgelt ist für 
jedes Kind zu entrichten; die Befreiungstatbestän-
de nach § 5 Abs. 2 gelten hier nicht. Die Erhebung 
des Entgeltes erfolgt direkt durch die jeweilige Of-
fene Ganztagsgrundschule. 

 
§ 4 

Einkommensberechnung 
 

(1) Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die 
Summe der positiven Einkünfte der Eltern im Sin-
ne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommenssteuer-
gesetzes. Ein Ausgleich mit Verlusten aus ande-
ren Einkunftsarten und mit Verlusten des zusam-
men veranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. 
Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind 
steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie 
die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimm-
ten öffentlichen Leistungen für die Eltern und das 
Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzu-
zurechnen. Das Kindergeld nach dem Bundeskin-
dergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften 
und das Erziehungsgeld nach dem Bundeserzie-
hungsgeldgesetz sind nicht hinzuzurechnen. Be-
zieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäfti-
gungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung ei-
nes Mandats und steht ihm aufgrund dessen für 
den Fall des Ausscheidens eine lebenslängliche 
Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung 
zu oder ist er in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung nachzuversichern, dann ist dem nach diesem 
Absatz ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 
v. H. der Einkünfte aus diesem Beschäftigungs-
verhältnis oder aufgrund der Ausübung des Man-
dats hinzuzurechnen. 
Für das dritte und jedes weitere Kind sind die 
nach § 32 Abs. 6 Einkommenssteuergesetz zu 
gewährenden Freibeträge von dem nach diesem 
Absatz ermittelten Einkommen abzuziehen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 905 
 

 

 
(2) Maßgeblich für die Bemessung der Beitrags-
höhe ist immer das tatsächliche Einkommen eines 
Kalenderjahres im Jahr der Beitragspflicht. Im 
Rahmen der erstmaligen Ermittlung dieses Ein-
kommens oder im Rahmen einer zu aktualisieren-
den Berechnung aufgrund von Veränderungen in 
den persönlichen und/oder wirtschaftlichen Ver-
hältnissen sind die prognostizierten Einkünfte für 
das gesamte laufende Jahr zu berücksichtigen, 
wenn davon auszugehen ist, dass die Einkom-
menssituation voraussichtlich auf Dauer besteht. 
Eine Neufestsetzung des Elternbeitrages erfolgt 
jeweils zu Beginn des Monats, der auf den Eintritt 
der tatsächlichen Veränderung folgt. Sollte aus 
rechtlichen oder tatsächlichen Gründen die Ermitt-
lung des Einkommens des laufenden Kalenderjah-
res nicht möglich sein, ist zunächst auf das Ein-
kommen eines Kalendervorjahres zurückzugrei-
fen. Bei Überprüfung einer bereits erfolgten oder 
bei einer erstmaligen rückwirkenden Beitragsfest-
setzung wird das tatsächliche Jahreseinkommen 
im Jahr der Beitragspflicht zu Grunde gelegt. 
Ergibt sich hieraus eine andere Beitragshöhe, ist 
diese ab dem 01.01. des maßgeblichen Kalender-
jahres festzusetzen.  

 
§  5 

Beitragsermäßigung/ -befreiung 
 

1. Besuchen zwei oder mehr Kinder einer Familie 
oder von Personen, die nach § 2 Abs. 1 an die 
Stelle der Eltern treten, gleichzeitig die Offene 
Ganztagsgrundschule bzw. eine Tageseinrichtung 
für Kinder auf dem Gebiet der Stadt Lage, so ist 
nur für ein Kind der Elternbeitrag zu zahlen. Das 
zweite und alle übrigen Kinder werden beitragsfrei 
belassen.  
Ergeben sich ohne die Beitragsbefreiung nach 
Satz 1 unterschiedlich hohe Beiträge, so ist der 
höchste Beitrag zu zahlen.  
Für Kinder, die in den Maßnahmen „Schule von 
acht bis eins“ und „Dreizehn plus“ betreut werden, 
sind mit den Trägern (u. a. Fördervereine) Ab-
sprachen dergestalt zu treffen, dass eine Schlech-
terstellung im Hinblick auf die Beitragsbefreiung 
für Geschwisterkinder nicht erfolgt.  

 
2.  Der Beitrag kann auf Antrag für die Zukunft ganz 

oder teilweise erlassen werden, wenn die die Be-
lastung den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten 
ist (§ 90 Abs. 3 SGB VIII). 

 
3. In der Beitragsstufe bis zu 20.000,00 Euro kann 

die Stadt Lage auf Antrag von der Erhebung 
des Elternbeitrages absehen, sofern alle Ein-
kommensunterlagen jährlich bei der  Aufnahme 
des Kindes in die Offene Ganztagsgrundschule lü-
ckenlos vorgelegt werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§  6 

Nachweispflicht 
 
Bei der Aufnahme des Kindes und danach auf Verlangen 
haben die Eltern dem Schulträger schriftlich anzugeben 
und durch zeitnahe Einkommensnachweise zu belegen, 
welche Einkommensgruppe gemäß § 3 Absatz 1 ihrem Bei-
trag zugrunde zu legen ist. Ohne Angabe zur Einkom-
menshöhe oder ohne den geforderten Nachweis ist der 
höchste Beitrag zu leisten. 
 

§  7 
Fälligkeit 

 
Über Höhe und Fälligkeit der Beiträge für die Offene Ganz-
tagsschule wird den Eltern ein schriftlicher Bescheid erteilt. 
Die Beiträge, mit Ausnahme des Entgeltes für das Mittag-
essen, werden zusammengefasst als Jahresbeitrag festge-
setzt; sie sind in monatlichen Teilbeträgen, jeweils zum 
Ersten eines jeden Monats, an die Stadtkasse Lage zu ent-
richten. Geht der Bescheid dem /der Beitragspflichtigen 
erst nach einem der genannten Fälligkeitstermine zu, so ist 
die Beitragsschuld für den oder die vorangegangenen Fäl-
ligkeitstage innerhalb von 2 Wochen nach Bekanntgabe 
des Bescheides zu entrichten. 
Wird nur ein Teil des Angebotes der Offenen Ganztags-
schule genutzt, ist ebenfalls der volle Beitrag fällig.  

 
§ 8 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.08.2013 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Elternbei-
trägen für den Besuch der Offenen Ganztagsgrundschule in 
der Stadt Lage wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-

schriebenes  Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Lage, den 13. Dezember 2012 
 
 
gez. C. Liebrecht 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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539 Satzung vom 13. Dezember 2012 zur 3. Ände-

rung der Gebührensatzung vom 17.12.2009 zur 
Straßenreinigungssatzung der Stadt Lage 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), des 
§ 3 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen 
(StrReinG NRW) vom 18.12.1975 (GV. NRW S. 706) und 
der §§ 4, und 6 des Kommunalabgabengesetzes NRW 
vom 21.Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610) in 
den jeweils gültigen Fassungen hat der Rat der Stadt Lage 
in seiner Sitzung am 13. Dezember 2012 folgende Ände-
rungssatzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 2 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 
 
(5) Für die Winterwartung wird – unabhängig von der 

Reinigungshäufigkeit - zusätzlich eine Benutzungsge-
bühr erhoben. Die Benutzungsgebühr je Frontmeter 
(Abs. 1 bis 3) beträgt jährlich: 

 
- in Reinigungsklasse W1 (Winterwartung für den 

Bereich S1) 0,86 € 
 
- in Reinigungsklasse W2 (Winterwartung Anlie-

ger-/Verkehrsstraße) 1,30 € 
 
- in Reinigungsklasse W3 (eingeschränkte Winter-

wartung) 0,59 € 
 

Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2013 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderungssatzung zur Gebührensatzung 
zur Straßenreinigungssatzung der Stadt Lage wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Lage, den 13. Dezember 2012 
 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
gez. Chr. Liebrecht 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 

 
540 Entgeltordnung für die Benutzung der Freibä-

der und des Hallenbades der Stadt Lage vom 
13.12.2012 

 
Aufgrund des § 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1984  in der z. Z. gültigen 
Fassung, hat der Rat in seiner Sitzung am 13.12.2012 fol-
gende Entgeltordnung erlassen: 
 
A. Hallenbad/Freibäder 
 
 Erwachsene 
 
 a) Einzelkarte 3,50 € 
 b) Feierabendkarte (werktags ab 
  17.00 Uhr/nur Freibäder 2,00 € 
 c) Familien-Tageskarte 7,00 € 
  zzgl. 1,00 € je Kind bis 18 Jahre 
 d) Zehnerkarte 32,00 € 
 e) Blockkarte (25er)  75,00 € 
 f) Blockkarte (50er) 140,00 € 
 
 Kinder ab 2. Lebensjahr, Jugendliche bis 

18 Jahren, Studenten mit Ausweis,  
Frühschwimmer (nur Hallenbad) 
Schwerbehinderte, 

 
 a) Einzelkarte 2,20 € 
 b) Feierabendkarte (werktags ab 
  17.00 Uhr/nur Freibäder 1,20 € 
 c) Zehnerkarte 20,00 € 
 d) Blockkarte (25er) 47,00 € 
 e) Blockkarte (50er)  90,00 € 
 
Die Laufzeit der Zehnerkarten ist auf 1 Jahr, die Laufzeit 
der Blockkarten auf 2 Jahre begrenzt. 
 
Schüler der Schulen der Stadt Lage im 
Rahmen des Unterrichts 0,50 € 
(innere Verrechnung aus Schuletat) 
 
Schwimmer ortsansässiger Schwimm- 
vereine  1,20 € 
ab dem 18. Lebensjahr im Rahmen  
des Vereinsschwimmens 
 
Sozialhilfeempfänger und Arbeitslose in besonderen 
Fällen bei Vorlage einer Berechtigungskarte vom Sozi-
alamt 
 
Erwachsene 2,00 € 
Kinder, Jugendliche bis 18 Jahre 1,20 € 
 
Schwimmunterricht (15 UE) 
 
Erwachsene  90,00 € 
Kinder, Jugendliche bis 18 Jahren  65,00 € 
 
Aqua-Fitness (10 UE) 70,00 € 
 
Verlust eines Schlüsselarmbandes 
mit Schlüssel 33,00 € 
Besondere Verunreinigungen 17,00 € 
(darüber hinaus nach Aufwand) 
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B. Freibäder 
 
 Freibäder Lage und Hörste 
 
 Saisonkarte /Erwachsene 60,00 € 
 Saisonkarte /Kinder u. Jugendliche 36,00 € 
 Saison-Familienkarte 96,00 € 
 
Diese Entgeltordnung tritt am 01. Januar 2013  in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Entgeltordnung für die Benutzung der 
Freibäder und des Hallenbades der Stadt Lage wird hiermit 
bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Entgeltordnung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigenverfahren wurde nicht durchge-
führt. 

b) die Entgeltordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden 

c)  der Bürgermeister hat den Beschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Lage, den 13.12.2012 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
 
 
 
541 Satzung vom 13. Dezember 2012 zur 8. Ände-

rung der Gebührensatzung zur Satzung über die 
Abfallentsorgung in der Stadt Lage  

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 (GV NRW 
S. 666), der §§ 5 und 9 des Abfallgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LAbfG NRW) vom 21. Juni 1988 
(GV NRW S. 250), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) 
vom 24.02.2012 (BGBl. I 2012, S. 212 ff.) und der §§ 1, 2, 4  
und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 
(GV NRW S. 712) in den jeweils gültigen Fassungen, sowie 
des § 21 der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt 
Lage hat der Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung vom 
13. Dezember 2012 folgende Satzung beschlossen: 
 
 
 
 
 
 

 
I. 

 
In § 2 der Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallent-
sorgung in der Stadt Lage wird Absatz 2 durch folgende 
Neufassung ersetzt:  
 
(2) Die Gebühren betragen jährlich 
 
 a) Grundgebühr je Haushalt  35,40 € 
 b) Grundgebühr je Betrieb  18,48 € 
 
 c) für einen System-Abfallbehälter  

  (einschließlich Behältermiete) 
60 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung 
  42,60 € 
60 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung (Ausnahme) 
  77,04 € 
80 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung 
  50,52 € 
80 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung (Ausnahme) 
  92,76 € 
120 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung 
  66,24 € 
120 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung (Ausnahme) 
  124,20 € 
240 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung 
  113,40 € 
240 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung (Ausnahme) 
  218,64 € 

 
  40 l  grün 29,40 € 
  60 l  grün 41,40 € 
  80 l  grün (alle 14-täglich geleert) 53,40 € 
  80 l  grün (Saison-Biotonne) 30,84 € 
120 l  grün 77,40 € 
120 l  grün (Saison-Biotonne) 44,64 € 
240 l  grün 149,28 € 
240 l  grün  (Saison-Biotonne) 86,16 € 

  
 d) für einen System-Abfallbehälter mit 1.100 l Nutzinhalt 

 
bei monatlich einmaliger Leerung 
Eigentumscontainer  455,88 € 
Mietcontainer  527,16 € 
 
bei 14-täglicher Entleerung  
Eigentumscontainer  965,52 € 
Mietcontainer                                    1.036,80 € 
bei wöchentlich einmaliger Leerung  
Eigentumscontainer  1.933,56 € 
Mietcontainer  2.004,84 € 
bei 2 x wöchentlicher Leerung  

  Eigentumscontainer  3.862,44 € 
  Mietcontainer  3.933,72 € 

 
e) für einen Abfallsack mit 70 l  Nutzinhalt je Stück  
  3,50 € 

 
II. 

 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2013 in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende Änderungssatzung zur Gebührensatzung 
zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Lage wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-

schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher be-

anstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Lage, den 13. Dezember 2012 
 
 
gez. C. Liebrecht 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
542 Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über den 

Anschluss und die Benutzung der öffentlichen 
Fernwärmeversorgung in Bereichen des Be-
bauungsplangebietes „Schratwege“ vom 12. 
Dezember 2012 

 
Fernwärmeversorgungssatzung 
 
Der Rat der Alten Hansestadt Lemgo hat auf der Grundla-
ge des § 9 in Verbindung mit den §§ 7 und 8 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV.NW. S. 666), zuletzt geändert durch Art. 1 des Geset-
zes vom 18.09.2012 (GV.NRW. S. 436), in Verbindung mit 
§ 16 des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes (EEWär-
meG) vom 7. August 2008 (BGBl. I S. 1658), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 Absatz 68 des Gesetzes vom 22. De-
zember 2011 (BGBl. I S. 3044) , in seiner öffentlichen Sit-
zung am 10.12.2012 folgende Satzung beschlossen: 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
Präambel 
§ 1 Allgemeines 
§ 2 Versorgungsgebiet 
§ 3 Anschluss- und Benutzungsrecht 
§ 4 Begrenzung des Anschlussrechtes 
§ 5 Anschlusszwang 
§ 6 Benutzungszwang 
§ 7 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 
§ 8 Übergangsregelung 
§ 9 Kreis der Verpflichteten 
§ 10 Anschluss an Fernwärmeversorgungsanlagen 
§ 11 Ordnungswidrigkeiten 
§ 12 Inkrafttreten 
Lageplan mit eingetragenem Geltungsbereich 
 
Präambel 
 
Die Alte Hansestadt Lemgo ist im Sinne des Artikel 20a 
Grundgesetz und des Artikel 29a der Landesverfassung 
dem Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen verpflichtet. 
Diesen Verfassungszielen trägt sie seit Jahren durch eine 
Politik des Klima- und Ressourcenschutzes und des Schut-
zes vor schädlichen Umwelteinwirkungen Rechnung. Auch 
die vorliegende Fernwärmeversorgungssatzung trägt zur 
weiteren CO²-Einsparung und zur energieeffizienten Er-
zeugung von Wärme auf Basis der Kraft-Wärme-Kopplung 
(KWK) bei. 
 
Die Maßnahme tangiert das öffentliche Interesse: Sie un-
terstützt den Umweltschutz vor Ort und dient damit den 
Lemgoer Bürgern. Die Fernwärmeversorgung im Sat-
zungsgebiet führt zu einer Verringerung der Emissionsbe-
lastungen im Verhältnis zu einer Vielzahl von ansonsten 
erforderlichen Individualheizungen. Sie dient daher dem 
öffentlichen Interesse „Schutz der Gesundheit der Bevölke-
rung“. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Darüber hinaus besteht auch ein öffentliches Bedürfnis 
der Stadt Lemgo an einer sparsamen und rationellen Ener-
gieverwendung. Hier wird auf das Energieversorgungskon-
zept hingewiesen. Energieeinsparung kann insbesondere 
dadurch erreicht werden, wenn durch kombinierte Erzeu-
gung von Strom- und Fernwärme eine höhere Ausnutzung 
der eingesetzten Primärenergie, wie es in Kraft-Wärme-
Kopplungsanlagen geschieht, möglich ist. Dies ist der Fall, 
wie bereits oben ausgeführt. Es besteht sowohl ein öffentli-
ches Bedürfnis für den Anschlusszwang, als auch für den 
Benutzungszwang, da eine Fernwärmeversorgung ohne 
vorhergehenden Anschluss nicht erfolgen kann.  
 
§ 1 Allgemeines 
 
(1) Die Alte Hansestadt Lemgo betreibt die Fernwärmever-
sorgung in Teilen des Bebauungsplangebietes 26 01.33 
„Schratwege“ als öffentliche Einrichtung. Mit dem Betrieb 
der Fernwärmeversorgung hat die Alte Hansestadt Lemgo 
die Stadtwerke Lemgo GmbH beauftragt.  
 
(2) Die Stadtwerke Lemgo GmbH in Abstimmung mit der 
Alten Hansestadt Lemgo gewährleistet den Bewohnern und 
Betriebsinhabern des Versorgungsbereiches ein allgemei-
nes Benutzungsrecht. 
 
(3) Die nach dieser Satzung für die Grundstückseigentümer 
verbindlichen Vorschriften gelten ebenso für Erbbaube-
rechtigte und Wohnungseigentümer (Gesamtverpflichtete).  
 
(4) Art und Umfang der Fernwärmeversorgungsanlagen, 
den Zeitpunkt ihrer Herstellung, Erweiterung und Erneue-
rung sowie Art und Zustand des Wärmeträgers bestimmen 
die Stadtwerke Lemgo in Abstimmung mit der Alten Han-
sestadt Lemgo. 
 
(5) Die Wärmeverbrauchsanlagen auf den Grundstücken 
werden mittels Fernwärme mit Wärmeenergie zur Pro-
zesswärme, Raumheizung oder Kühlung sowie zur 
Brauchwassererwärmung versorgt.  
 
(6) Als Grundstück im Sinne dieser Satzung ist ohne Rück-
sicht auf die Grundbuchbezeichnung jeder zusammenhän-
gende Grundbesitz anzusehen, der eine selbständige wirt-
schaftliche Einheit bildet, sofern auf diesem Wärme ver-
braucht wird oder verbraucht werden soll.  
 
(7) Eigentümer im Versorgungsgebiet sind dazu verpflichtet 
das Anbringen und Verlegen von Versorgungsleitungen zur 
Zu- und Fortleitung von Fernwärme auf ihrem Grundstück 
zu dulden.  
 
(8) Die Fernwärme wird nach Art und Umfang zeitlich so 
hergestellt, dass eine bedarfsgerechte Versorgung der an-
geschlossenen Grundstücke sichergestellt ist. Zur Fern-
wärmeanlage gehören Heizwerke, Wärmeverteilanlagen, 
Hausanschlüsse und Wärmeübergabestationen. Ausge-
nommen sind die im Gebäude herzustellenden Wärmever-
teilanlagen und Warmwasserspeicher.  
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§ 2 Versorgungsgebiet 
 
(1) Das Versorgungsgebiet des Fernwärmenetzes liegt 
westlich der Westumgehung zwischen der Beverley Straße 
im Norden und dem Eichtelger Weg im Süden. Im Osten 
wird das Gebiet vom Großen Schratweg begrenzt. Der ge-
naue räumliche Geltungsbereich ergibt sich aus dem als 
Anlage beigefügten Lageplan, der Bestandteil der Satzung 
ist. 
 
(2) Das Versorgungsgebiet wird ganzjährig unterbre-
chungsfrei aus dem Fernwärmenetz der Stadt Lemgo ver-
sorgt.  
 
§ 3 Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
(1) Jeder Eigentümer eines im Versorgungsgebiet gelege-
nen bebauten oder bebaubaren Grundstücks ist  
- vorbehaltlich der Einschränkungen in § 4 -  berechtigt 
zu verlangen, dass sein Grundstück an die Fernwärmever-
sorgung angeschlossen wird (Anschlussrecht). Das An-
schlussrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die 
an eine betriebsfertige öffentliche Fernwärmeleitung ange-
schlossen werden können. Dazu muss die öffentliche 
Fernwärmeleitung in unmittelbarer Nähe des Grundstücks 
oder auf dem Grundstück verlaufen oder aber das betref-
fende Grundstück muss mit der öffentlichen Erschließung 
durch eine private Straße, Zufahrt, Wegführung verbunden 
sein.  
 
(2) Nach dem betriebsfertigen Anschluss des Grundstücks 
an die Fernwärmeversorgungsanlagen haben die An-
schlussnehmer das Recht, die benötigten Wärmemengen 
aus den Fernwärmeversorgungsanlagen zu entnehmen 
(Benutzungsrecht).  
 
§ 4 Begrenzung des Anschlussrechtes 
 
(1) Ist der Anschluss wegen der besonderen Lage des 
Grundstücks oder aus sonstigen technischen oder wirt-
schaftlichen Gründen mit erheblichen Schwierigkeiten ver-
bunden oder sind dafür besondere Maßnahmen und Auf-
wendungen erforderlich, kann der Anschluss durch die Alte 
Hansestadt Lemgo unter Angabe des Tatbestandes sowie 
einer schriftlichen Begründung versagt werden. Dies gilt 
nicht, wenn der Antragsteller sich bereit erklärt, neben dem 
Anschlusspreis auch die entstehenden Mehrkosten für den 
Bau und gegebenenfalls für den Betrieb zu tragen. In die-
sem Fall hat er auf Verlangen angemessene Sicherheit zu 
leisten.  
 
(2) Sind die Gründe, die zur Versagung des Anschlusses 
geführt haben, fortgefallen, ist nach den Vorschriften dieser 
Satzung zu verfahren. 
 
§ 5 Anschlusszwang 
 
Jeder Eigentümer eines Grundstücks, das durch eine Stra-
ße (Weg, Platz) erschlossen ist (§ 3 Abs. 1), in der sich ei-
ne betriebsfertige Fernwärmeleitung befindet, ist verpflich-
tet, sein Grundstück an die Fernwärmeversorgung anzu-
schließen, sobald es mit einem Gebäude oder mit mehre-
ren Gebäuden bebaut ist, oder mit einer Bebauung begon-
nen wird und auf ihn Wärmeverbrauchsanlagen betrieben 
werden sollen. 
 
 
 

 
§ 6 Benutzungszwang 
 
(1) Der gesamte Wärmebedarf, d.h. sämtliche auf dem 
Grundstück benötigte Heizwärme, Prozesswärme und 
sämtliche Wärme zur Erwärmung von Brauchwasser, ist 
ausschließlich aus den Fernwärmeversorgungsanlagen zu 
entnehmen, sofern nicht Befreiungsgründe gemäß § 7 die-
ser Satzung vorliegen.  
 
(2) Die Errichtung und der Betrieb von anderweitigen Wär-
meerzeugungsanlagen für Raumheizung oder Kühlung so-
wie zur Brauchwassererwärmung sind nicht gestattet.  
 
§ 7 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Vollständig oder teilweise ausgenommen von dem An-
schluss- und Benutzungszwang sind im Einzelfall auf An-
trag des Betreibers Baulichkeiten, die mit einer emissions-
freien Heizeinrichtung betrieben werden (z.B. solar- oder 
geothermische Wärme), oder einen Primärenergiefaktor 
nach AGFW FW 309-1 (Mai 2010) von 0,29 oder kleiner 
nachweisen können. Das Arbeitsblatt FW309-1 ist bei Be-
darf bei der Stadt Lemgo, Heustraße 36-38, 32657 Lemgo, 
einzusehen. 
 
(2) Von der Verpflichtung zum Anschluss kann der Grund-
stückseigentümer zudem auf Antrag befreit werden, wenn 
und so lange 
 

- auf einem Grundstück außer Heizwärme auch 
Prozesswärme benötigt wird und die Prozess-
wärme nicht aus der Fernwärme bereitgestellt 
werden kann, 

 
- oder ein Anschluss des Grundstücks zu einer 

unzumutbaren Härte auf Seiten des Antragstel-
lers führt, 

 
- die Befreiung auch unter Berücksichtigung der 

Erfordernisse des Gemeinwohls, insbesondere 
ökologischer Belange, gerechtfertigt ist. 

 
Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang ist 
vom Grundstückseigentümer bei Neubauten mit Bauantrag 
oder mit Vorlage der Genehmigungsfreistellung nach § 67 
BauO NRW schriftlich bei der Alten Hansestadt Lemgo zu 
beantragen. Der Antragsteller hat schriftlich glaubhaft zu 
machen, dass ein Befreiungsgrund vorliegt, und die zur 
Prüfung des Antrags erforderlichen Nachweise beizufügen. 
Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang wird 
nur widerruflich oder befristet erteilt und kann mit Bedin-
gungen oder Auflagen versehen werden.  
 
§ 8 Übergangsregelung 
 
(1) Für Gebäude bzw. bebaute Grundstücke im Satzungs-
gebiet, die bei Inkrafttreten der Satzung bereits mit anderen 
Heizungsanlagen ausgestattet sind, gilt der Anschluss- und 
Benutzungszwang erst zum Zeitpunkt der Erneuerung oder 
wesentlichen Änderung der zum Zeitpunkt der Rechtskraft 
dieser Satzung vorhandenen Heizungsanlage, spätestens 
jedoch 20 Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem der An-
schluss- und Benutzungszwang durch die Satzung begrün-
det wird.  
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(2) Die Regelungen für die Befreiung vom Anschluss- und 
Benutzungszwang gemäß § 7 bleiben bestehen.  
 
§ 9 Kreis der Verpflichteten 
 
Die sich aus dieser Satzung für den Eigentümer ergeben-
den Rechte und Pflichten gelten entsprechend auch für die 
dinglich Nutzungsberechtigten gemäß § 1 (3) dieser Sat-
zung. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
 
§ 10 Anschluss an Fernwärmeversorgungsanlagen 
 
(1) Der Anschluss an die Fernwärmeversorgungsanlagen 
ist vom Verpflichteten bei der Stadt bzw. der von ihr einge-
setzten Betreibergesellschaft zu beantragen. Bei Neubau-
ten ist der Antrag gleichzeitig mit dem Antrag auf Bauge-
nehmigung oder mit Vorlage der Genehmigungsfreistellung 
nach § 67 BauO NRW zu stellen. 
 
(2) Die Fernwärmeversorgung erfolgt auf privatrechtlicher 
Grundlage. Die Bedingungen des Versorgungsverhältnis-
ses richten sich nach der Verordnung über allgemeine Be-
dingungen für die Versorgung mit Fernwärme (AVBFern-
wärmeV) vom 20.6.1980 (BGBl I Seite 743) in der jeweils 
geltenden Fassung und den technischen Anschlussbedin-
gungen für den Anschluss an das Fernwärmenetz.  
 
§ 11 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 
a) entgegen § 5 dieser Satzung ein Grundstück oder von 
mehreren Gebäuden auf dem Grundstück einzelne Gebäu-
de nicht an das öffentliche Fernwärmeversorgungsnetz an-
schließen lässt, 
 
b) entgegen § 6 Abs. 1 dieser Satzung nicht den gesamten 
Bedarf an Raum- und Brauchwasserwärme aus dem öf-
fentlichen Fernwärmeversorgungsnetz deckt. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
10.000 € geahndet werden.  
 
§ 12 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Hiermit wird die Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über 
den Anschluss und die Benutzung der öffentlichen Fern-
wärmeversorgung in Bereichen des Bebauungsplangebie-
tes „Schratwege“ – Fernwärmeversorgungssatzung - vom 
12. Dezember 2012 öffentlich bekannt gemacht.  
 
Lage und Umfang des Geltungsbereichs sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Hinweise: 
 
 Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen in der zur Zeit geltenden Fassung 
kann eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, 
es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der  

Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, den 12.12.2012 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
(Dr. Austermann) 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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543 Friedhofsgebührensatzung der Alten Hanse-

stadt Lemgo für die städtischen Friedhöfe vom 
11. Dezember 2012 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S.666 / 
SGV NW 2023), sowie der §§ 2, 4, 5 und 6 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV NRW S.712 / SGV NW 
610), und des § 4 des Gesetzes über das Friedhofs- und 
Bestattungswesen (Bestattungsgesetz NRW) vom 
17.06.2003 (GV NRW S.313 / SGV NRW 2127 jeweils in 
der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung hat der 
Rat der Alten Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung vom 
10. Dezember 2012 folgende Friedhofsgebührensatzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Friedhofsgebührensatzung gilt für folgende im Ge-
biet der Alten Hansestadt Lemgo gelegenen und von ihr 
verwalteten Friedhöfe, Friedhofsteile und Friedhofskapel-
len: 
 
 Waldfriedhof Lüningheide 
 Friedhof Rintelner Straße 
 Gemeindlicher Teil des Friedhofes im Ortsteil  
 Brake 
 Ortsteilfriedhof Entrup 
 Ortsteilfriedhof Hörstmar 
 Ortsteilfriedhof Lüerdissen 
 Ortsteilfriedhof Trophagen 
 Ortsteilfriedhof Voßheide 
 Ortsteilfriedhof Leese 
 Friedhofskapelle im Ortsteil Brüntorf 
 Friedhofskapelle im Ortsteil Matorf-Kirchheide 
 

§ 2 
Gebühren 

 
Für die Benutzung der kommunalen Friedhöfe der Alten 
Hansestadt Lemgo und deren Einrichtungen sowie für die 
Inanspruchnahme von sonstigen Leistungen der Friedhofs-
verwaltung werden folgende Gebühren und Entgelte erho-
ben: 
 
A. Nutzungsgebühren für Reihengräber und Erwerb 

von Nutzungsrechten an Wahlgräbern: 
 
I. Nutzung von Reihengräbern 
 

a) Reihengrab Erdbestattungen für Verstorbene über 
5 Jahre 1.827,00 EUR 

 
b)  Reihengrab Erdbestattungen für Verstorbene bis zu 

5 Jahren 1.113,00 EUR 
 
c) Rasenreihengrabstätten (incl. Pflegeanteil) 
  2.316,00 EUR 
 
d) Urnenreihengrab  1.134,00 EUR 
 
e) Urnenrasenreihengrabstätten (incl. Pflegeanteil) 
  1.215,00 EUR 
 
 

 
f) Urnengemeinschaftsgrabstätte (anonym /incl.  
 Pflegeanteil) 990,00 EUR 
 
II. Erwerb von Nutzungsrechten an Wahlgräbern 
 
a) für Erdbestattungen je Wahlgrabstelle (40 Jahre  
 Nutzungszeit) 2.166,00 EUR 
 
b) Verlängerungsjahr je Wahlgrabsstelle 55,00 EUR 
 
c) Urnenwahlgrab (40 Jahre Nutzungszeit) 
  1.487,00 EUR 
 
d) Urnengrabkammer (40 Jahre Nutzungszeit) 
  1.962,00 EUR 
 
e) Verlängerungsjahr je Urnengrabstelle   38,00 EUR 
 
f) Verlängerungsjahr je Urnengrabkammer 
  49,00 EUR 
 
g) Rasenwahlgrab je Wahlgrabstelle 
 (40 Jahre Nutzungszeit) 2.859,00 EUR 

 
h) Verlängerungsjahr je Rasenwahlgrabstelle 
  72,00 EUR 
 
i) Urnenrasenwahlgrab (40 Jahre Nutzungszeit) 
  1.731,00 EUR 
 
j) Verlängerungsjahr je Urnenrasenwahlgrabstelle 
  44,00 EUR 

 
III. Überschreitung der Nutzungszeit 
 
Wird durch die Belegung einer Lagerstelle unter Berück-
sichtigung der gesetzlichen Ruhefrist die Nutzungsdauer 
an den Wahlgräbern überschritten, auch wenn die Lager-
stelle noch nicht belegt war, so ist für jedes angefangene 
Jahr der Überschreitung die jeweilige Nutzungsgebühr für 
sämtliche Lagerstellen zu zahlen. 
 
IV. Verlängerung von Nutzungsrechten 
 
Die unter II. b) und e) festgesetzte Gebühr wird auch für die 
Verlängerung der Nutzungsrechte an Wahlgräbern nach 
Ablauf der Nutzungszeit erhoben. Die jeweilige Erwerbsge-
bühr ist je Jahr und Lagerstelle zu zahlen. 
 
B. Bestattungsgebühren: 
 
I. Benutzung der Leichenzelle/Kühlzelle 108,00 EUR 
 
II. Benutzung der Friedhofskapelle  284,00 EUR 
 
III. Beisetzung  (Grabbereitung) 
 

Für das Ausheben und Verfüllen des Grabes einschl. 
Aushängen der Grube und Aufbringen von Schalen und 
Kränzen 

 
a) Beisetzung Erdbestattung – Erwachsene 
  412,00 EUR 
 
b) Beisetzung Erdbestattung - Totgeburt, Kinder bis zu 
 4 Wochen 90,00 EUR 
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c) Beisetzung Erdbestattung – Kinder bis zu 5 Jahren 
  206,00 EUR 
 
d) Beisetzung einer Urne 78,00 EUR 
 
e) Abräumen der Kränze  48,00 EUR 

 
IV. Gestellung von Trägern  /  je Träger 47,00 EUR 
 
V. Benutzung Sargabsenkungsgerät 22,00 EUR 
 
VI. Ersteinfassung (Plattenbelag)  
 

a) Einzelgrabstelle   149,00 EUR 
b) zweistelliges Wahlgrab 221,00 EUR 
c) dreistelliges Wahlgrab 293,00 EUR 
d) vierstelliges Wahlgrab 365,00 EUR 
e) Kindergrabstelle    70,00 EUR 
f) Urnengrabstelle  123,00 EUR 

 
VII. Zuschlag für Trauerfeiern und Bestattungen 
 
Für Trauerfeiern und Bestattungen die am Samstag oder 
auf Wunsch der Angehörigen außerhalb der im § 8 Absatz 
4 der Friedhofssatzung festgelegten Zeiten vorgenommen 
werden, wird ein Zuschlag von 50% auf die anfallenden 
Bestattungsgebühren (gem. B III Nr. a) – d), B IV, B V und 
C III) berechnet. Der Zuschlag wird nur erhoben, wenn für 
die Durchführung eine personelle Beteiligung von seiten 
der Stadt Lemgo gegeben ist. 
 
VIII. Umbettungen (einschl. Verwaltungsgebühr) 

 
a) Umbettung eines Verstorbenen über 5 Jahre  
 innerhalb der städt. Friedhöfe 1.200,00 EUR 
 
b) Umbettung eines Verstorbenen bis zu 5 Jahren  
 innerhalb der städt. Friedhöfe 612,00 EUR 
 
c) Ausbettung eines Verstorbenen über 5 Jahre 
 zwecks Überführung auf den Friedhof eines ande-

ren Friedhofsträgers 695,00 EUR 
 
d) Ausbettung eines Verstorbenen bis zu 5 Jahren 
 zwecks Überführung auf den Friedhof eines ande-

ren Friedhofsträgers 310,00 EUR 
 
e) Ausbettung einer Urne und Wiederbeisetzung  
 auf einem städtischen Friedhof 234,00 EUR 
 
f) Ausbettung einer Urne zwecks Überführung auf 
 den Friedhof eines anderen Friedhofsträgers ein-

schl. Verpackungs- und Versandkosten 
  150,00 EUR 

 
Die Kosten für etwa notwendige neue Särge und den Er-
satz von Schäden die an benachbarten Grabstätten und 
Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat der Antrag-
steller zu tragen.  
 
C. Ausgestaltung von Trauerfeiern 
 
I. Grundausschmückung der Leichenkammer 
 mit Dauergrünpflanzen 35,00 EUR 
 
II. Harmoniumbenutzung 12,50 EUR 
 
 

 
III. Grundausschmückung der Trauerhalle mit 
 Dauergrünpflanzen, Kranzdekoration, Beteiligung 
 beim Transport von der Leichenkammer in die Trau 
 erhalle und beim Aufbahren in der Trauerhalle  
  85,00 EUR 
 
D. Verwaltungsgebühren und Gebühren für sonstige 

Leistungen 
 
I. Erteilung einer Zustimmung zur Aufstellung von  
 Grabmalen 
 
 a) liegend für Reihen- und Wahlgräber aller Grabarten 
   30,00 EUR 
 
 b) stehend für Reihen- und Wahlgräber aller Grabarten 
   71,50 EUR 
 
II. Zulassung von Gewerbetreibenden –jährlich-  
   20,00 EUR 
 
 
III. Einebnungen von Grabstätten nach Ablauf der Ruhe- 

bzw. Nutzungszeit oder bei vorzeitiger Auflösung des 
Grabes 

 
a) je Grabstelle (incl. Einfassungen) 124,00 EUR 
 
b) Kinder- und Urnengrab (incl.Einfassungen)  
  80,00 EUR 
 
c) Abräumen eines liegenden Grabmals 36,00 EUR 
 
d) Abräumen eines stehenden Grabmals 46,00 EUR 
 

IV. Andere, nicht im voraus bestimmbare bzw. zusätzliche 
Leistungen werden nach Materialverbrauch und Lohn-
aufwand nach BMT-G berechnet. 

 
§ 3 

Entstehen und Entrichtung der Gebühren 
 
I. Die Gebühren entstehen mit der Benutzung der Fried-

höfe einschließlich ihrer Einrichtungen oder Beanspru-
chung der Dienstleistung. 

 
II. Die Festsetzung der Gebühren erfolgt durch Gebühren-

bescheid. Die Gebühren sind innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides zu ent-
richten. 

 
III. Rückständige Gebühren unterliegen der Beitreibung im 

Verwaltungszwangsverfahren nach Maßgabe des Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen in der jeweils geltenden Fassung. 

 
§ 4 

Gebührenpflichtige 
 
Zur Zahlung der Gebühren sind diejenigen Personen ver-
pflichtet, welche die Einrichtungen der kommunalen Fried-
höfe der Alten Hansestadt Lemgo oder die sonstigen Leis-
tungen der Friedhofsverwaltung in Anspruch nehmen. Er-
folgt die Inanspruchnahme auf Antrag oder im Interesse 
mehrerer Personen, so ist jeder einzelne Gesamtschuld-
ner. Daneben haftet für die Gebührenschuld auch wer die 
Leistung im Interesse eines Dritten in Auftrag gibt. 
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§ 5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Alten Hansestadt 
Lemgo über die Gebühren für die städtischen Friedhöfe 
vom 05.Juli 2005, in der Fassung der 1. Änderungssatzung 
vom 12.12.2006 außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Friedhofsgebührensatzung der Alten Hansestadt Lem-
go für die städtischen Friedhöfe vom 11.12.2012 wird hier-
mit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 09. Oktober 2007( GV NRW vom 16.10.2007, S. 380), 
beim Zustandekommen dieser Satzung (ortsrechtlichen 
Bestimmung) nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 11.12.2012 
 
 
Dr. Austermann 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
 
 
 
544 Friedhofsatzung der Alten Hansestadt Lemgo 

für die städtischen Friedhöfe vom 
11. Dezember 2012 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2, Buchstabe f der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV NRW S.666 / SGV NW 2023), sowie des 
§ 4 des Gesetzes über das Friedhofs- und Bestattungswe-
sen (Bestattungsgesetz NRW) vom 17.06.2003 
(GV NRW S.313 / SGV NRW 2127), jeweils in der bei Er-
lass der Satzung geltenden Fassung, hat der Rat der Alten 
Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung vom 
10. Dezember 2012 folgende Friedhofssatzung beschlos-
sen: 
 
 
 

 
§ 1 

Geltungsbereich 
 
(1) Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet 

der Alten Hansestadt Lemgo gelegenen und von ihr 
verwalteten Friedhöfe, Friedhofsteile und Friedhofs-
kapellen: 

 
Waldfriedhof Lüningheide 
Friedhof Rintelner Straße 
Gemeindlicher Teil des Friedhofes im Ortsteil  
Brake 
Ortsteilfriedhof Entrup 
Ortsteilfriedhof Hörstmar 
Ortsteilfriedhof Lüerdissen 
Ortsteilfriedhof Trophagen 
Ortsteilfriedhof Voßheide 
Ortsteilfriedhof Leese 
Friedhofskapelle im Ortsteil Brüntorf 
Friedhofskapelle im Ortsteil Matorf-Kirchheide 

 
§ 2 

Friedhofszweck 
 
(1) Die Friedhöfe sind nichtrechtsfähige Anstalten der 

Alten Hansestadt Lemgo. 
 
(2) Die Friedhöfe dienen der Bestattung aller Verstor-

benen. Abweichend hiervon gilt für den Friedhof 
Entrup, dass er ausschließlich der Beisetzung der 
Verstorbenen dient, die bei ihrem Ableben ihren 
Wohnsitz in den Grenzen des ehemaligen Schulbe-
zirkes Entrup vor der Großgemeindebildung hatten 
sowie derjenigen, die ein Anrecht auf Benutzung ei-
nes Wahlgrabes haben und denjenigen, die den 
überwiegenden Teil ihres Lebens in Entrup ver-
bracht haben, sowie diejenigen, die bis zu ihrem 
Umzug in ein Pflegeheim oder eine ähnlichen Ein-
richtung oder Umzug zu Pflegezwecken bei Ange-
hörigen, inner- oder außerhalb der Stadt Lemgo, 
Einwohner/innen in Entrup gewesen sind. Die räum-
liche Abgrenzung des Einzugsbereiches ist in dem 
Lageplan, der Bestandteil der Satzung ist, darge-
stellt.  

 
§ 3 

Grünflächenfunktion 
 
(1) Die Friedhöfe erfüllen aufgrund ihrer gärtnerischen 

Gestaltung auch allgemeine Grünflächenfunktionen. 
Deshalb hat jeder das Recht, die Friedhöfe als Orte 
der Ruhe und Besinnung zum Zwecke einer der 
Würde des Ortes entsprechenden Erholung aufzu-
suchen. 

 
§ 4 

Schließung und Entwidmung 
 
(1) Friedhöfe und Friedhofsteile können für weitere Be-

stattungen gesperrt (Schließung) oder einer ande-
ren Verwendung zugeführt werden (Entwidmung). 
Der Friedhof Rintelner Straße ist seit dem 
01.01.2000 für Erdbestattungen gesperrt. Durch die 
Schließung wird die Möglichkeit weiterer Erdbestat-
tungen ausgeschlossen. Der Friedhof Rintelner 
Straße wird als reiner Urnenfriedhof weitergeführt. 
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(2) Durch die Entwidmung geht die Eigenschaft des 

Friedhofes als Ruhestätte der Toten verloren. Die 
Bestatteten werden, falls die Ruhezeit bzw. die Nut-
zungszeit noch nicht abgelaufen ist, auf Kosten der 
Alten Hansestadt Lemgo in andere Grabstätten um-
gebettet. 

 
(3) Schließung und Entwidmung werden öffentlich be-

kannt gegeben. Nutzungsberechtigte erhalten au-
ßerdem einen schriftlichen Bescheid, wenn deren 
Aufenthalt bekannt oder ohne besonderen Aufwand 
zu ermitteln ist. 

 
(4) Umbettungstermine werden einen Monat vorher öf-

fentlich bekannt gemacht. Gleichzeitig sind sie den 
Nutzungsberechtigten mitzuteilen. 

 
§ 5 

Öffnungszeiten 
 
(1) Die Friedhöfe sind während der an den Eingängen 

bekanntgegebenen Zeiten für den Besuch geöffnet. 
 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem An-

lass das Betreten eines Friedhofes oder einzelner 
Friedhofsteile vorübergehend untersagen. 

 
§ 6 

Verhalten auf dem Friedhof 
 
(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des 

Ortes entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen 
des Friedhofspersonals sind zu befolgen. 

 
(2) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet, 
 

a) die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen / 
Rollerblades / Skateboards aller Art, ausge-
nommen Kinderwagen und Rollstühle sowie 
Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der für 
den Friedhof zugelassenen Gewerbetreibenden, 
zu befahren, 

b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste an-
zubieten oder diesbezüglich zu werben, 

c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer 
Bestattung störende Arbeiten auszuführen, 

d) ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten 
bzw. ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung 
gewerbsmäßig zu fotografieren, 

e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen 
Drucksachen, die im Rahmen einer Bestattungs-
feier notwendig und üblich sind, 

f) den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen 
und Grabstätten zu verunreinigen oder zu be-
schädigen sowie Grabstätten unberechtigt zu 
betreten, 

g) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür be-
stimmten Stellen abzulagern, 

h) zu lärmen oder zu lagern. 
 
(3) Hunde sind an der Leine zu führen und Verunreini-

gungen durch den Halter zu beseitigen. 
 
(4) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Be-

stattung zusammenhängende Veranstaltungen be-
dürfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung; sie 
sind spätestens 4 Tage vorher anzumelden. 

 

 
(5) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulas-

sen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofes und 
der Ordnung auf ihm vereinbar sind. 

 
§ 7 

Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 
 
(1) Steinmetze, Bildhauer, Gärtner und sonstige Ge-

werbetreibende bedürfen für die dem jeweiligen Be-
rufsbild entsprechende gewerbliche Tätigkeit auf 
den Friedhöfen der vorherigen Zulassung durch die 
Friedhofsverwaltung. 

 
(2) Auf ihren Antrag hin werden nur solche Gewerbe-

treibenden zugelassen, die 
  

a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher 
Hinsicht zuverlässig sind und 

b) ihre Eintragung in die Handwerksrolle bzw. 
(bei Antragsstellern des handwerksähnlichen 
Gewerbes) ihre Eintragung in das Verzeichnis 
gem. § 19 Handwerksordnung bzw. (bei An-
tragsstellern der Gärtnerberufe) ihre Eintra-
gung in das Verzeichnis der Landwirtschafts-
kammer nachweisen oder die selbst oder de-
ren fachliche Vertreter die Meisterprüfung ab-
gelegt haben oder über eine entsprechende 
fachliche Qualifikation verfügen. 

 
Die Friedhofsverwaltung hat die Zulassung davon 
abhängig zu machen, dass der Antragssteller einen 
für die Ausführung seiner Tätigkeit ausreichenden 
Haftpflichtversicherungsschutz nachweist. 

 
(3) Sonstigen Gewerbetreibenden kann die Ausübung 

anderer als in Absatz 1 genannter Tätigkeiten ge-
stattet werden, wenn dies mit dem Friedhofszweck 
vereinbar ist. Absatz 2 gilt entsprechend. 

 
(4) Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung eines Be-

rechtigungsbescheides und ist auf Verlangen vorzu-
zeigen. Die Zulassung ist befristet. 

 
(5) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten ha-

ben die Friedhofssatzung und die dazu ergangenen 
Regelungen zu beachten. Die Gewerbetreibenden 
haften für alle Schäden, die sie oder ihre Bedienste-
ten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf den 
Friedhöfen schuldhaft verursachen. 

 
(6) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur 

werktags (von montags bis freitags) von 07.00 Uhr 
bis 16.00 Uhr ausgeführt werden. Das Fahrzeug 
muss zügig entladen werden und ist danach vom 
Friedhof zu entfernen. 

 
(7) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und 

Materialien dürfen auf den Friedhöfen nur an den 
von der Friedhofsverwaltung genehmigten Stellen 
gelagert werden. Bei Beendigung der Arbeiten sind 
die Arbeits- und Lagerplätze wieder in einen ord-
nungsgemäßen Zustand zu versetzen. Gewerbliche 
Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserentnah-
mestellen der Friedhöfe gereinigt werden. 
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(8) Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung der 

Gewerbetreibenden, die trotz schriftlicher Mahnung 
gegen die Vorschriften der Friedhofsverwaltung ver-
stoßen oder bei denen die Voraussetzungen des 
Absatzes 2 ganz oder teilweise nicht mehr gegeben 
sind, auf Zeit oder Dauer durch schriftlichen Be-
scheid entziehen. Bei schweren Verstößen ist eine 
Mahnung entbehrlich. 

 
§ 8 

Anzeigepflicht und Bestattungszeit 
 
(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Beurkundung 

des Sterbefalles bei der Friedhofsverwaltung anzu-
melden. Der Anmeldung sind die erforderlichen Un-
terlagen beizufügen. 

 
(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen 

Wahlgrabstätte / Urnenwahlgrabstätte oder Urnen-
grabkammer beantragt, ist auch das Nutzungsrecht 
nachzuweisen. 

 
(3) Soll eine Aschenbestattung erfolgen, so ist die Ein-

äscherungsurkunde vorzulegen. 
 
(4) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der Be-

stattung fest. Die Beerdigungen erfolgen regelmäßig 
an Werktagen, sie finden von montags bis freitags 
in der Zeit von 09.00 Uhr bis 14.00 Uhr, bei 
Aschenbestattungen bis 15.00 Uhr sowie an Sams-
tagen, Heilig Abend und Sylvester von 08.30 Uhr bis 
11.00 Uhr statt. 

  Ausnahmen sind nur aus zwingenden Gründen 
und mit Genehmigung der Friedhofsverwaltung 
möglich. 

 
(5) Erdbestattungen dürfen frühestens achtundvierzig 

Stunden nach Eintritt des Todes vorgenommen 
werden. Die örtliche Ordnungsbehörde kann eine 
frühere Bestattung aus gesundheitlichen Gründen 
anordnen oder auf Antrag von Hinterbliebenen ge-
nehmigen, wenn durch ein besonderes, aufgrund 
eigener Wahrnehmung ausgestelltes Zeugnis einer 
Ärztin oder eines Arztes, die nicht die Leichenschau 
nach § 9 Bestattungsgesetz NRW durchgeführt ha-
ben, bescheinigt ist, dass die Leiche die sicheren 
Merkmale des Todes aufweist oder die Verwesung 
ungewöhnlich fortgeschritten und jede Möglichkeit 
des Scheintodes ausgeschlossen ist. Erdbestattun-
gen müssen innerhalb von acht Tagen (Kalenderta-
ge) durchgeführt werden.  

 Aschen müssen spätestens 2 Monate nach der Ein-
äscherung bestattet werden, andernfalls werden sie 
auf Kosten des Bestattungspflichtigen in einer Ur-
nengemeinschaftsgrabstätte bestattet. Liegen in-
nerhalb dieser Frist die Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 nicht vor, so hat die Bestattung unverzüg-
lich nach deren Eintritt zu erfolgen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 9 

Särge und Urnen 
 
(1) Bestattungen sind grundsätzlich in Särgen oder Ur-

nen vorzunehmen. Ausnahmsweise kann die Alte 
Hansestadt Lemgo auf Antrag die Bestattung ohne 
Sarg oder Urne gestatten, wenn nach den Grunds-
ätzen oder Regelungen der Glaubensgemeinschaft, 
der die oder der Verstorbene angehört hat, eine Be-
stattung ohne Sarg oder Urne vorgesehen ist und 
keine hygienischen oder gesundheitlichen Bedenken 
bestehen. Die Aufbahrung und der Transport der 
Verstorbenen von der Feierhalle zur Grabstätte 
muss in geeigneten geschlossenen Behältnissen er-
folgen. 

 
(2) Särge, Urnen und Überurnen müssen so beschaffen 

sein, dass die chemische, physikalische oder biolo-
gische Beschaffenheit des Bodens oder des Grund-
wassers nicht nachteilig verändert wird und bei Sär-
gen die Verwesung der Leichen innerhalb der Ruhe-
zeit ermöglicht wird. 

 Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet 
sein, dass jedes Durchsickern von Feuchtigkeit 
ausgeschlossen ist. Särge, Sargausstattungen und 
–beigaben, Sargabdichtungen und Überurnen müs-
sen zur Vermeidung von Umweltbelastungen aus 
leichtverrottbaren Werkstoffen hergestellt sein. Sie 
dürfen keine PVC-, PCP-, formaldehydabspalten-
den, nitrozellulosehaltigen oder sonstigen umwelt-
gefährdenden Lacke oder Zusätze erhalten. Die 
Kleidung der Leiche soll nur aus Papierstoff und Na-
turtextilien bestehen. 

 
(3) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m 

hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Sind in 
Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist die-
ses der Friedhofsverwaltung rechtzeitig mitzuteilen. 

 
(4) Wöchnerinnen mit Neugeborenen dürfen in einem 

Sarg gemeinsam beigesetzt werden. 
 
(5) Totgeburten unter 500 g können in einem Birken-

stammsarg beigesetzt werden. 
 

§ 10 
Ausheben der Gräber 

 
(1) Die Gräber werden ausschließlich im Auftrag der 

Friedhofsverwaltung ausgehoben und wieder ver-
füllt. 

 
(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erd-

oberfläche (ohne Hügel) bis zur Oberkante des Sar-
ges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne 
mindestens 0,50 m. 

 
(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinan-

der durch mindestens 0,30 m starke Erdwände ge-
trennt sein. 

 
(4) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör vorher 

entfernen zu lassen. Sofern beim Ausheben der 
Gräber Grabmale, Fundamente, Grabeinfassungen 
oder Grabzubehör durch die Friedhofsverwaltung 
entfernt werden müssen, sind die dadurch entste-
henden Kosten durch den Nutzungsberechtigten der 
Friedhofsverwaltung zu erstatten. 
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§ 11 

Ruhezeit 
 
(1) Die Ruhezeit für Erd- und Urnenbeisetzungen be-

trägt 30 Jahre. 
 

§ 12 
Umbettungen 

 
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört 

werden. 
 
(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, 

unbeschadet der sonstigen gesetzlichen Vorschrif-
ten, der vorherigen Zustimmung der Friedhofsver-
waltung. Die Zustimmung kann nur bei Vorliegen ei-
nes wichtigen Grundes erteilt werden, bei Umbet-
tungen innerhalb der Alten Hansestadt Lemgo im 
ersten Jahr der Ruhezeit nur bei Vorliegen eines 
dringenden öffentlichen Interesses. Umbettungen 
aus einer Reihengrabstätte / Urnenreihengrabstätte 
in eine andere Reihengrabstätte / Urnenreihengrab-
stätte sind innerhalb der Alten Hansestadt Lemgo 
nicht zulässig. § 4 Absatz 2 bleibt unberührt. 

 
(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Lei-

chen- und Aschenreste können nur mit vorheriger 
Zustimmung der Friedhofsverwaltung in belegte 
Grabstätten umgebettet werden. 

 
(4) Alle Umbettungen (mit Ausnahme der Maßnahmen 

von Amts wegen) erfolgen nur auf Antrag. Antrags-
berechtigt ist bei Umbettungen der jeweilige Nut-
zungsberechtigte. In den Fällen des § 24 Absatz 2 
Satz 3 und bei Entziehung von Nutzungsrechten 
gem. § 24 Absatz 1 Satz 3 können Leichen oder 
Aschen, deren Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, 
von Amts wegen in Grabstätten aller Art umgebettet 
werden. 

 
(5) Alle Umbettungen werden ausschließlich im Auftrag 

der Friedhofsverwaltung durchgeführt. Sie bestimmt 
den Zeitpunkt der Umbettung. Leichen dürfen nur 
mit Genehmigung in den Monaten Oktober bis April 
und nur in den frühen Morgenstunden, bei Absper-
rung des betr. Friedhofteiles, umgebettet werden. 
Ausnahmen sind nur in besonders begründeten Fäl-
len möglich. 

 
(6) Die Kosten der Umbettung hat der Antragssteller zu 

tragen. Das gilt auch für den Ersatz von Schäden, 
die an benachbarten Grabstätten und Anlagen 
durch eine Umbettung entstehen, soweit sie not-
wendig aufgetreten sind oder die Friedhofsverwal-
tung oder deren Beauftragte bezüglich dieser nur 
leichte Fahrlässigkeit trifft. 

 
(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird 

durch eine Umbettung nicht unterbrochen oder ge-
hemmt. 

 
(8) Leichen und Aschen dürfen zu anderen als zu Um-

bettungszwecken nur aufgrund behördlicher oder 
richterlicher Anordnung ausgegraben werden. 

 
 
 
 

 
§ 13 

Arten der Grabstätten 
 
(1) Die Grabstätten bleiben im Eigentum der Alten 

Hansestadt Lemgo. An ihnen können Rechte nur 
nach dieser Satzung erworben werden. Die Größe 
der Gräber ergibt sich aus dem Belegungsplan. 

 
(2) Die Grabstätten mit allgemeinen Gestaltungsvor-

schriften werden unterschieden  
 

I. bei Erdbeisetzungen in 
a) Reihengrabstätten 
b) Rasenreihengrabstätten 
c) Wahlgrabstätten 
d) Rasenwahlgrabstätten  

 
II. bei Urnenbeisetzungen in 

a) Urnenreihengrabstätten 
b) Urnenrasenreihengrabstätten 
c) Urnengemeinschaftsgrabstätten (Anony-

me Urnenreihengrabstätten auf dem 
Friedhof Lüningheide und dem Friedhof 
Rintelner Straße) 

d) Urnenwahlgrabstätten 
e) Urnenrasenwahlgrabstätten  
f) Urnengrabkammern (Urnenwand), nicht 

auf dem Friedhof Lüningheide und Tro-
phagen 

 
III. in Ehrengrabstätten 

 
(3) Die Grabstätten mit freien Gestaltungsvorschriften 

werden unterschieden 
 

I. bei Erdbeisetzungen in 
a) Reihengrabstätten 
b) Wahlgrabstätten 

 
II. bei Urnenbeisetzungen in 

a) Urnenreihengrabstätten 
b) Urnenwahlgrabstätten 

 
(4) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungs-

rechtes an einer der Lage nach bestimmten Grab-
stätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung. 
Beim Erwerb eines Wahlgrabes / Urnenwahlgrabes/ 
einer Urnengrabkammer kann sich der Nutzungsbe-
rechtigte jedoch im Rahmen der für die Belegung 
anstehenden Grabstellen eine Grabstelle aussu-
chen (ausgenommen sind das Rasenwahlgrab und 
das Urnenrasenwahlgrab). 

 
§ 14 

Reihengrabstätten 
 
(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbestat-

tungen, die der Reihe nach belegt und im Todesfall 
für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden zu-
geteilt werden. In jede Reihengrabstätte darf nur ei-
ne Leiche beigesetzt werden. Ein Wiedererwerb des 
Nutzungsrechtes an der Reihengrabstätte ist nicht 
möglich. Die Erdbestattung in Reihengräbern ist auf 
dem Friedhof Rintelner Straße eingestellt. 
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(2) Es werden Reihengrabfelder eingerichtet 
 

a) für Verstorbene bis zu 5 Jahren 
Grabstättengröße 1,25 m x 0,75 m 

  
b) für Verstorbene von 5 bis 14 Jahren 

Grabstättengröße 1,50 m x 0,75 m 
  
c) für Verstorbene über 14 Jahre 

Grabstättengröße 2,50 m x 1,25 m 
  
d) Rasenreihengrabstätten für Verstorbene über 

14 Jahre 
Grabstättengröße 2,50 m x 1,25 m 

  
e) Totgeburten unter 500 g auf dem  

Waldfriedhof Lüningheide 
Grabstättengröße 0,60 m x 0,40 m 

 
(3) Rasenreihengrabstätten werden für Erdbestattun-

gen bereitgestellt. 
 Die Grabstelle ist Bestandteil einer Rasenfläche, die 

durch die Friedhofsverwaltung hergerichtet, gemäht 
und dauerhaft unterhalten wird. Einfassungen, Tritt-
platten, Bepflanzungen u.ä. sind auf den Rasenrei-
hengrabstätten nicht zulässig. Grabmale gemäß 
§ 19 Absatz 10 sind erlaubt. Die Einebnung der 
Grabstätte wird nach Ablauf der Ruhezeit durch die 
Friedhofsverwaltung vorgenommen. 

 
(4) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen 

von ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten ist 3 Monate 
vorher öffentlich und durch ein Hinweisschild auf 
dem betreffenden Grabfeld bekannt zu machen.  

 Innerhalb dieser 3 Monate sind von den Nutzungs-
berechtigten die Grabsteine und Einfassungen zu 
entfernen oder entfernen zu lassen. Bei Nichtentfer-
nen der Grabsteine gehen diese in das Eigentum 
der Alten Hansestadt Lemgo über. Zudem ist die 
Grabstätte ordnungsgemäß einzuebnen bzw. ein-
ebnen zu lassen.  

 
(5) Über die Wiederbelegung von Reihengrabfeldern 

nach Ablauf der Ruhezeit entscheidet die Alte Han-
sestadt Lemgo. 

 
§ 15 

Wahlgrabstätten 
 
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattun-

gen, an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die 
Dauer von 40 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und 
deren Lage im Benehmen mit dem Erwerber be-
stimmt wird. Nutzungsrechte an Wahlgrabstätten 
werden nur anläßlich eines Todesfalles und nur für 
die gesamte Grabstätte verliehen. Die Friedhofs-
verwaltung kann die Erteilung eines Nutzungsrech-
tes ablehnen, insbesondere wenn die Schließung 
oder Entwidmung nach § 4 beabsichtigt ist. 

 Wahlgrabstätten können auf dem Friedhof Rintelner 
Straße nicht mehr erworben werden, die Erdbestat-
tung in Wahlgrabstätten ist dort eingestellt. 

 
(2) Es werden Wahlgrabstätten und Rasenwahlgrab-

stätten eingerichtet in der 
 Grabstättengröße  2,50 m x 1,25 m 
 
 

 
(3) Wahlgrabstätten werden als ein- oder mehrstellige 

Grabstätten vergeben. 
 
(4) Auf eine vorhandene Erdbestattung in einem Wahl-

grab kann eine Urne zusätzlich beigesetzt werden. 
 
(5) Es kann eine Totgeburt oder ein Kind bis zu 2 Jah-

ren auf jede belegte Wahlgrabstelle als Zweitbele-
gung beigesetzt werden. Diese Regelung gilt nicht 
für den Friedhof Rintelner Straße. 

 
(6) Das Nutzungsrecht entsteht mit Zahlung der fälligen 

Gebühren und Aushändigung der Urkunde über das 
Nutzungsrecht an einer Grabstätte. 

 
(7) Wenn bei Bestattungen zur Wahrung der Ruhefrist 

die Nutzungsdauer für die Grabstätte nicht mehr 
ausreicht, muss für die folgenden Jahre die jeweili-
ge Nutzungsgebühr für alle Grabstellen nachgezahlt 
werden. 

 Für alle Grabstellen in den Ortsteilen, die vor dem 
1. Januar 1969 erworben sind, gilt als Ruhefrist die 
Zeit vom 1. Januar 1969 bis 31. Dezember 1998. 
Somit werden Verlängerungsgebühren ab 
1. Januar 1999 erhoben. 

 Die Verlängerung wird dem Nutzungsberechtigten 
schriftlich bestätigt. 

 
(8) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll 

der Erwerber für den Fall seines Ablebens aus dem 
in Satz 2 genannten Personenkreis seinen Nachfol-
ger im Nutzungsrecht bestimmen und ihm das Nut-
zungsrecht durch schriftlichen Vertrag übertragen. 
Wird bis zu seinem Ableben keine derartige Rege-
lung getroffen, geht das Nutzungsrecht in nachste-
hender Reihenfolge auf die Angehörigen des ver-
storbenen Nutzungsberechtigten mit deren Zustim-
mung über: 

 
a) auf den überlebenden Ehegatten, 
b) auf den Lebenspartner nach dem Gesetz über 

die eingetragene Lebenspartnerschaft, 
c) auf die Kinder, 
d) auf die Stiefkinder, 
e) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechti-

gung ihrer Väter oder Mütter, 
f) auf die Eltern, 
g) auf die vollbürtigen Geschwister, 
h) auf die Stiefgeschwister, 
i) auf die nicht unter a) - h) fallenden Erben. 

 
 Innerhalb der einzelnen Gruppen c) – d) und f) – i) 

wird die älteste Person nutzungsberechtigt. Sofern 
keine der vorgenannten Personen innerhalb eines 
Jahres nach Ableben des bisherigen Nutzungsbe-
rechtigten die Zustimmung nach Satz 2 erklärt, er-
lischt das Nutzungsrecht. 

 
(9) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nut-

zungsrecht nur auf eine Person aus dem Kreis der 
in Absatz 8 Satz 2 genannten Personen übertragen; 
es bedarf hierzu der Bekanntgabe an die Friedhofs-
verwaltung. 

 
(10) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht un-

verzüglich nach Erwerb auf sich umschreiben zu 
lassen. 
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(11) Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen 

der Friedhofssatzung und der dazu ergangenen 
Regelungen das Recht, in der Wahlgrabstätte bei-
gesetzt zu werden, bei Eintritt eines Bestattungsfal-
les über andere Bestattungen und über die Art der 
Gestaltung und der Pflege der Grabstätte zu ent-
scheiden. 

 
(12) Die Rückgabe des Nutzungsrechts an Grabstätten 

oder die Teilung eines mehrstelligen Wahlgrabes ist 
nur dann zulässig, wenn die geordnete und bele-
gungstechnische Entwicklung und das gesamte Er-
scheinungsbild des Friedhofes dies zulässt. 

 
(13) Über die Wiederbelegung von Wahlgräbern nach 

Ablauf der Ruhezeit entscheidet die Alte Hansestadt 
Lemgo. Ein Wiedererwerb einer Wahlgrabstätte ist 
ggf. binnen 10 Jahren nach Ablauf des Nutzungs-
rechtes möglich, auf dem Friedhof Rintelner Straße 
ist ein Wiedererwerb nicht möglich. 

 
(14) Das Ausmauern von Wahlgrabstätten ist nicht zu-

lässig. 
 

§ 16 
Aschenbeisetzungen 

 
(1) Aschen dürfen beigesetzt werden in 
 

a) Urnenreihengrabstätten 
Grabstättengröße 1,00 m x 1,00 m 

  
b) Urnenrasenreihengrabstätten 

Grabstättengröße 1,00 m x 1,00 m 
  
c) Urnengemeinschaftsgrabstätten auf dem Wald-

friedhof Lüningheide und auf dem Friedhof Rintel-
ner Straße 
Grabstättengröße  0,50 m x 0,50 m 

  
d) 
 
 
e) 

Urnenwahlgrabstätten 
Grabstättengröße  1,25 m x 1,25 m 
 
Urnenrasenwahlgrabstätten 
Grabstättengröße 1,25 m x 1,25 m 

  
f) Urnengrabkammern (Urnenwand) für zwei Urnen, 

nicht auf dem Friedhof Lüningheide  
und Friedhof Trophagen 

  
g) Grabstätten für Erdbestattungen in Wahlgräbern, 

Grabstättengröße 2,50 m x 1,25 m 
 
(2) Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten für 

eine Urne, die der Reihe nach belegt  und im To-
desfall für die Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung 
einer Asche abgegeben werden. Ein Wiedererwerb 
des Nutzungsrechtes ist nicht möglich.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(3) Urnenrasenreihengrabstätten werden für Aschen-

beisetzungen gemäß Absatz 2 bereitgestellt. 
 Die Grabstelle ist Bestandteil einer Rasenfläche, die 

durch die Friedhofsverwaltung hergerichtet, gemäht 
und dauerhaft unterhalten wird. Einfassungen, Tritt-
platten, Bepflanzungen u.ä. sind auf den Urnenra-
senreihengrabstätten nicht zulässig. Grabmale ge-
mäß § 19 Absatz 10 sind erlaubt. Die Einebnung 
der Grabstätte wird nach Ablauf der Ruhezeit durch 
die Friedhofsverwaltung vorgenommen. 

 
(4) Urnengemeinschaftsgrabstätten dienen der namen-

losen Beisetzung von Urnen auf dem Friedhof 
Lüningheide und Rintelner Straße. 

 Die anonyme Grabstätte wird als Rasenfläche von 
der Friedhofsverwaltung angelegt und in deren Ver-
antwortung unterhalten. Den genauen Ort und den 
Zeitpunkt der Urnenbeisetzung bestimmt die Fried-
hofsverwaltung. Die Urnenbeisetzung wird unter 
Ausschluß der Angehörigen oder sonstiger Perso-
nen durchgeführt.  

 
(5) Urnenwahlgrabstätten sind für Urnenbestattungen 

bestimmte Grabstätten, an denen ein  Nutzungs-
recht für die Dauer von 40 Jahren (Nutzungszeit) 
verliehen und deren Lage im Benehmen mit dem 
Erwerber festgelegt wird. Auf einer Urnenwahlgrab-
stätte dürfen 2 Urnen beigesetzt werden. 

 
(6) Urnenrasenwahlgrabstätten für zwei Urnen werden 

für Aschebeisetzungen gemäß Absatz 5 bereitge-
stellt. Die Grabstelle ist Bestandteil einer Rasenflä-
che, die durch die Friedhofsverwaltung hergerichtet, 
gemäht und dauerhaft unterhalten wird. Einfassun-
gen, Trittplatten, Bepflanzungen u.ä. sind auf den 
Urnenrasenwahlgrabstätten nicht zulässig. Grabma-
le gemäß § 19 Absatz 10 sind erlaubt. Die Eineb-
nung der Grabstätte wird nach Ablauf der Ruhezeit 
durch die Friedhofsverwaltung vorgenommen. 

 
(7) In Wahlgrabstätten für Erdbeisetzungen können an-

stelle eines Sarges bis zu 2 Urnen beigesetzt wer-
den 

 
(8) Urnenwände enthalten Grabkammern, die mit einer 

Grabplatte verschlossen werden. Es gelten die Re-
gelungen des Absatzes 5. 

 
(9) Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas 

anderes ergibt, gelten die Vorschriften für die Rei-
hengrabstätten und für die Wahlgrabstätten ent-
sprechend für Urnengrabstätten bzw. die Beiset-
zung von Urnen in Wahlgrabstätten. 

 
§ 17 

Ehrengrabstätten 
 
(1) Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung 

von Ehrengrabstätten (einzeln oder in geschlosse-
nen Feldern) obliegen der Alten Hansestadt Lemgo. 
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§ 18 

Allgemeine Gestaltungs- und Pflegegrundsätze 
 

(1) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und an die Um-
gebung anzupassen, dass der Friedhofszweck und 
der Zweck dieser Satzung sowie die Würde des 
Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und in seiner 
Gesamtlage gewahrt wird. 

 
(2) Für die Herrichtung und Instandhaltung sind die 

Nutzungsberechtigten verantwortlich. Die Verpflich-
tung erlischt erst mit Ablauf der Ruhezeit oder des 
Nutzungsrechtes. 

 
(3) Zur Abdeckung der Grabstellen dürfen nur Erde, 

erdähnliche Stoffe, Pflanzen und Pflanzenteile ver-
wendet werden. Bei Reihengräbern und Wahlgrä-
bern für Erdbestattungen können zusätzlich unauf-
fällige Natursteintrittplatten verlegt werden. 

 
(4) Die Grabstätte ist so zu bepflanzen, dass andere 

Grabstätten sowie die öffentlichen Anlagen und 
Wege nicht beeinträchtigt werden. 

 
(5) Die Friedhofsverwaltung ist nach vorheriger schriftli-

cher Anmahnung berechtigt, Gegenstände, die den 
Bedingungen dieser Satzung widersprechen, von 
den Grabstätten zu entfernen. Die Kosten hierfür 
trägt der Nutzungsberechtigte. Nach 3-monatiger 
Aufbewahrung kann die Friedhofsverwaltung über 
die Gegenstände anderweitig verfügen. 

 
(6) Grabstätten sind durch den Nutzungsberechtigten 

spätestens sechs Monate nach der Bestattung bzw. 
dem Erwerb herzurichten und bis zum Ablauf des 
Nutzungsrechtes ordnungsgemäß zu pflegen. Nicht 
ordnungsgemäß gepflegte Grabstätten können im 
Rahmen der Regelungen über die Vernachlässi-
gung der Grabpflege (§ 24) von Amts wegen einge-
ebnet werden. 

 
(7) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der 

gärtnerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten 
obliegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung. 

 
(8) Grabeinfassungen aus Naturstein sind zugelassen, 

wenn sie zwischen 5 und 6 cm breit sind und nicht 
mehr als 8 cm Überstand über den vorhandenen 
Platten haben. Das Einfassen der Grabstätte mit 
Beton, Holz, Metall, Kunststoff und dergleichen ist 
nicht zulässig. Zaunartige Einfriedungen und Ketten 
sind nicht erlaubt. 

 
(9) Vollständige Grababdeckungen (Grabplatten) von 

Urnengräbern sind zulässig. Bei Erdgräbern darf die 
Grababdeckung nicht mehr als 50% der bepflanzba-
ren Innenfläche betragen. Für diese Grababde-
ckung darf nur Naturstein verwendet werden. 
Grababdeckungen aus  Beton, Holz, Metall, Kunst-
stoff und dergleichen sind nicht zulässig.  

 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 19 

Grabmale 
 
(1) Aufgabe des Grabmales soll es sein sowohl das 

Grab zu bezeichnen, als auch das Andenken an 
den Verstorbenen zu erhalten. Dies kann durch 
würdige Inschrift oder durch bildlich-ornamentale 
Darstellung verschiedenster Motive erreicht werden. 
Die Würde des Friedhofes muß gewahrt bleiben. 

 
(2) Die Grabmale sind nach den allgemeinen anerkann-

ten Regeln des Handwerks (Richtlinien für das Fun-
damentieren und Versetzen von Grabdenkmälern 
und Einfassungen für Grabstätten des Bundesin-
nungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- 
und Holzbildhauerhandwerks, in der jeweils gültigen 
Fassung) so zu fundamentieren und zu befestigen, 
dass sie dauernd standsicher sind und auch beim 
Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen oder 
sich senken können.  

 Für die Erstellung, die Abnahmeprüfung und die 
jährliche Prüfung der Grabmalanlagen gilt die 
„Technische Anleitung zur Sicherheit von Grabmal-
anlagen“ (TA Grabmal) in der jeweils geltenden 
Fassung.  

 Grabmale und deren Fundamente dürfen über die 
Grenzen der Grabstätten nicht hinausragen, die 
Beisetzung nicht erschweren und benachbarte 
Grabstätten nicht beeinträchtigen. Die Fundamente 
dürfen nicht sichtbar sein. Für die Standsicherheit 
haften der Nutzungsberechtigte und der von ihm 
beauftragte Ausführende als Gesamtschuldner. 
Sämtliche Grabmale sind mit dem Fundament durch 
mindestens zwei Metalldübel zu verbinden. Beim 
Einbau von Sockeln müssen die Dübel durch die 
Sockel geführt werden. 

 
 Es dürfen nur Grabmale aufgestellt werden, die 

nachweislich in ihrer gesamten Wertschöpfungsket-
te ohne ausbeuterische Kinderarbeit in Sinne der 
ILO-Konvention 182 hergestellt worden sind. (ILO – 
International Labour Organisation)  

 
(3) Bei Grabmalen sind Sockel bis zu einer Höhe von 

10 cm über Erdreich zulässig. 
 
(4) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabma-

len, Einfassungen und Grababdeckungen bedarf 
der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Fried-
hofsverwaltung. Provisorische Grabmale dürfen als 
naturlasierte Holzstelen oder –kreuze bis zu einer 
Höhe von 0,80 m für einen Zeitraum von zwei Jah-
ren nach der Bestattung gesetzt werden. 

 
(5) Den schriftlichen Anträgen sind vom nachweislich 

Nutzungsberechtigten oder Ausführenden zweifach 
beizufügen: 

 Der Grabmal- und Einfassungsentwurf mit Vorder- 
und Seitenansicht im Maßstab 1:10 unter Angabe 
des Materials, seiner allseitigen Bearbeitung, der 
Schriftart, der Anordnung der Schrift, der Ornamen-
te und der Symbole sowie der Fundamentierung. 

  
(6) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder 

die Einfassung nicht binnen eines Jahres nach der 
Zustimmung errichtet worden ist. 
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(7) Nicht satzungsgemäß errichtete Grabmale, Einfas-

sungen und Grabdeckungen können auf Kosten der 
Nutzungsberechtigten von der Friedhofsverwaltung 
beseitigt werden, wenn die Friedhofsverwaltung 
vorher den Nutzungsberechtigten erfolglos schrift-
lich unter Fristsetzung von 4 Wochen zur Einrei-
chung einer Grabmalanzeige bzw. Nachbesserung 
aufgefordert hat. 

 
(8) Auf Grabfeldern mit allgemeinen Gestaltungsvor-

schriften sind folgende Grabmale zugelassen: 
 

a) Grabkreuze aus Naturstein, Holz oder Metall, 
b) stehende Grabmale (Stelen) aus Naturstein, 

Holz oder Metall 
c) Kissensteine aus Naturstein 

 
 Die Verwendung von Beton, Glas, Emaille und 

Kunststoffen ist grundsätzlich nicht gestattet. 
 
(9) Auf jeder Grabstätte darf nur ein stehendes Grab-

mal errichtet werden. Bei Wahlgrabstätten für Erd-
beisetzungen darf mit Genehmigung der Friedhofs-
verwaltung zu dem stehenden Grabmal je Grabstel-
le ein Kissenstein aufgelegt werden. Die Größe des 
Grabmales muss in einem angemessenen Verhält-
nis zur Größe der Grabstelle stehen. 

 
(10) Auf Rasenreihengrabstätten, Urnenrasenreihen-

grabstätten, 1-stelligen Rasenwahlgrabstätten und 
Urnenrasenwahlgrabstätten sind nur liegende 
Grabmale in den Höchstmaßen 0,45 m x 0,35 m 
zugelassen. Auf mehrstelligen Rasenwahlgrabstät-
ten sind nur liegende Grabmale in den Höchstma-
ßen 0,80 m x 0,55 m zugelassen. 

 
(11) Die Natursteingrabplatten zum Verschließen der 

Urnengrabkammern sind in der Farbgestaltung der 
Urnenwand anzupassen und können in den Farben: 
grau, anthrazit, schwarz oder rotbraun gewählt wer-
den. 

 
(12) Schrift und Ornamente sollen dem Werkstoff des 

Grabmales angepasst sein. 
 

§ 20 
Grabstätten mit freier Gestaltung 

 
(1) Grabstätten mit freier Gestaltung sind ausschließlich 

auf dem Waldfriedhof Lüningheide, Feld L, zulässig. 
 
(2) Auf Grabfeldern mit freier Gestaltung gelten für die 

Grabstätte in ihrer äußeren Gestaltung nur die Vor-
schriften des § 18 Absatz 1 – 2 und 4 – 7. 

 
(3) Für die Errichtung von Grabmalen gelten hier nur 

die Vorschriften des § 19 Absatz 1 – 2, 4 – 7 und 9. 
 
(4) Die Pläne zur Gestaltung dieser Grabstätten sind 

vorab der Friedhofsverwaltung vorzulegen. 
 

§ 21 
Unterhaltung der Grabmale 

 
(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen 

sind dauernd in würdigem und verkehrssicherem 
Zustand zu halten. Verantwortlich ist insoweit der 
jeweilige Nutzungsberechtigte. 

 
(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sons-

tigen baulichen Anlagen oder Teilen davon gefähr-
det, sind die für die Unterhaltung Verantwortlichen 
verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen. 

 Bei „Gefahr im Verzuge“ kann die Friedhofsverwal-
tung auf Kosten des Verantwortlichen Sicherungs-
maßnahmen (z.B. Umlegung von Grabmalen, Ab-
sperrungen) treffen. Wird der ordnungswidrige Zu-
stand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofs-
verwaltung nicht innerhalb einer festzusetzenden 
angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsver-
waltung   berechtigt, das Grabmal oder Teile davon 
auf Kosten des Verantwortlichen zu entfernen. Die 
Alte Hansestadt Lemgo ist verpflichtet, diese Ge-
genstände 3 Monate auf Kosten des Verantwort-
lichen aufzubewahren. Ist der Verantwortliche nicht 
bekannt oder ohne besonderen Aufwand zu ermit-
teln, genügen als Aufforderung eine öffentliche Be-
kanntmachung und ein Hinweisschild auf der Grab-
stätte, dass für die Dauer von einem Monat aufge-
stellt wird. 

 
(3) Die Verantwortlichen sind für jeden Schaden ver-

antwortlich, der durch das Umstürzen von Grabma-
len oder sonstigen baulichen Anlagen verursacht 
wird; die Haftung der Alten Hansestadt Lemgo bleibt 
unberührt; die Verantwortlichen haften der Alten 
Hansestadt Lemgo im Innenverhältnis, soweit die 
Alte Hansestadt Lemgo nicht grobe Fahrlässigkeit 
oder Vorsatz trifft. 

 
(4) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale, 

bauliche Anlagen oder solche die als besondere Ei-
genart eines Friedhofes erhalten bleiben sollen, 
werden in einem Verzeichnis geführt. Die Friedhofs-
verwaltung kann die Zustimmung zur Änderung 
derartiger Grabmale sowie der Grabstätte versagen. 
Insoweit sind die zuständigen Denkmalschutzbe-
hörden nach Maßgabe der gesetzlichen Bestim-
mungen zu beteiligen. 

 
§ 22 

Entfernung der Grabmale 
 
(1) Vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nutzungszeit dür-

fen Grabmale nur mit vorheriger schriftlicher Zu-
stimmung der Friedhofsverwaltung entfernt werden. 
Bei Grabmalen im Sinne des § 21 Absatz 4 kann die 
Friedhofsverwaltung die Zustimmung versagen. 
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(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihengrabstätten / 

Urnenreihengrabstätten oder nach Ablauf der Nut-
zungszeit bei Wahlgrabstätten / Urnenwahlgrabstät-
ten oder nach der Entziehung von Grabstätten und 
Nutzungsrechten sind die Grabmale und sonstige 
bauliche Anlagen zu entfernen. Geschieht dies nicht 
binnen drei Monaten, so ist die Friedhofsverwaltung 
berechtigt, die Grabstätte abräumen zu lassen. Die 
Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, das 
Grabmal oder sonstige bauliche Anlagen zu ver-
wahren. Grabmal oder sonstige bauliche Anlagen 
gehen entschädigungslos in das Eigentum der Alten 
Hansestadt Lemgo über, wenn dies bei Erwerb des 
Nutzungsrechts oder bei Genehmigung für die Er-
richtung des Grabmals oder sonstiger baulicher An-
lagen schriftlich vereinbart wurde. Sofern Grabstät-
ten von der Friedhofsverwaltung abgeräumt werden, 
hat der jeweilige Nutzungsberechtigte die Kosten zu 
tragen. 

 
(3) Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, ohne ihre 

Zustimmung aufgestellte Grabmale einen Monat 
nach Benachrichtigung des Nutzungsberechtigten 
auf dessen Kosten entfernen zu lassen. 

 
§ 23 

Herrichtung und Unterhaltung der Grabstätte 
 
(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschrif-

ten des § 18 ggf. i. V. m. § 20 hergerichtet und dau-
ernd in Stand gehalten werden. Dies gilt entspre-
chend für den Grabschmuck. Verwelkte Blumen und 
Kränze sind von den Grabstätten zu entfernen 
(ausgenommen Rasengrabstätten). 

 
(2) Die Gestaltung der Gräber ist dem Gesamtcharakter 

des Friedhofes, dem besonderen Charakter des 
Friedhofsteiles und der unmittelbaren Umgebung 
anzupassen. Die Grabstätten dürfen nur mit Pflan-
zen bepflanzt werden, die andere Grabstätten, öf-
fentliche Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen 
(ausgenommen Rasengrabstätten). 

 
(3) Für die Herrichtung und die Instandhaltung der 

Grabstätten ist der Nutzungsberechtigte verantwort-
lich. Die Verpflichtung erlischt mit dem Ablauf der 
Ruhezeit oder des Nutzungsrechts. Nach Ablauf der 
Ruhezeit oder des Nutzungsrechts muss der Nut-
zungsberechtigte die Grabstätte abräumen und ein-
ebnen bzw. einebnen lassen (ausgenommen Ra-
sengrab-stätten). 

 
(4) Jede Einebnung muss der Friedhofsverwaltung an-

gezeigt werden. 
 
(5) Die für die Grabstätten Verantwortlichen können die 

Grabstätten selbst pflegen oder damit einen zuge-
lassenen Friedhofsgärtner gemäß § 7 beauftragen. 

 
(6) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkraut-

bekämpfungsmitteln bei der Grabpflege ist nicht ge-
stattet. 

 
 
 
 
 
 

 
(7) Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstof-

fe dürfen in sämtlichen Produkten der Trauerfloris-
tik, insbesondere in Kränzen, Trauergebinden, 
Trauergestecken, im Grabschmuck und bei Gra-
beinfassungen sowie bei Pflanzenzuchtbehältern, 
die an der Pflanze verbleiben, nicht verwendet wer-
den. Ausgenommen sind Grabvasen, Markierungs-
zeichen, Gießkannen und anderes Kleinzubehör. 
Solche Gegenstände sind nach Ende des Ge-
brauchs vom Friedhof zu entfernen oder in den zur 
Abfalltrennung vorgesehenen Behältnissen abzule-
gen. 

 
§ 24 

Vernachlässigung der Grabpflege 
 
(1) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß herge-

richtet oder gepflegt, hat der Nutzungsberechtigte 
nach schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwal-
tung die Grabstätte innerhalb einer angemessenen 
Frist in Ordnung zu bringen. Kommt der Nutzungs-
berechtigte seiner Verpflichtung nicht nach, kann 
die Friedhofsverwaltung in diesem Fall die Grabstät-
te auf seine Kosten in Ordnung bringen oder brin-
gen lassen. Die Friedhofsverwaltung kann auch das 
Nutzungsrecht ohne Entschädigung entziehen, so-
weit sie den Verantwortlichen schriftlich unter Frist-
setzung hierauf hingewiesen hat. In dem Entzie-
hungsbescheid wird der Nutzungsberechtigte aufge-
fordert, das Grabmal und die sonstigen baulichen 
Anlagen innerhalb von drei Monaten seit Unan-
fechtbarkeit des Entziehungsbescheides zu entfer-
nen. 

 
(2) Ist der Nutzungsberechtigte verstorben, nicht be-

kannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu er-
mitteln, wird durch öffentliche Bekanntmachung auf 
die Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege hinge-
wiesen. Außerdem wird der unbekannte Verantwort-
liche durch Hinweisschild auf der Grabstätte aufge-
fordert, sich mit der Friedhofsverwaltung in Verbin-
dung zu setzen. Bleibt die Aufforderung oder der 
Hinweis drei Monate unbeachtet, kann die Fried-
hofsverwaltung 
a) die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen 

und 
b) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen besei-

tigen lassen. 
 
(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gem. § 23 Ab-

satz 7 gilt Absatz 1 entsprechend. Wird die Auffor-
derung nicht befolgt oder ist der Nutzungsberechti-
ge nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Auf-
wand zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung 
den Grabschmuck entfernen. 

 
§ 25 

Entfernen der Grabstelle 
 
(1) Jede Grabstelle ist nach Ablauf der Ruhefrist bzw. 

des Nutzungsrechts ordnungsgemäß abzuräumen / 
einzuebnen bzw. einebnen zu lassen. Sofern die 
Grabstelle von der Friedhofsverwaltung abgeräumt 
wird, hat der jeweilige Nutzungsberechtigte die Kos-
ten zu tragen (ausgenommen Rasengrabstätten). 
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§ 26 

Benutzung der Leichenhalle 
 
(1) Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Lei-

chen bis zur Bestattung. Sie dürfen nur mit Erlaub-
nis der Friedhofsverwaltung belegt werden. 

 
(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonsti-

gen Bedenken bestehen, können die Angehörigen 
die Verstorbenen sehen. Die Särge sind spätestens 
2 Stunden vor Beginn der Trauerfeier oder Beiset-
zung zu schließen. 

 
(3) Die Särge der an meldepflichtigen übertragbaren 

Krankheiten Verstorbenen sollen in einem besonde-
ren Raum der Leichenhalle aufgestellt werden. Der 
Zutritt zu diesen Räumen und die Besichtigung der 
Leichen bedürfen zusätzlich der vorherigen Zu-
stimmung des Amtsarztes. 

 
§ 27 

Trauerfeier 
 
(1) Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten 

Raum (Friedhofskapelle), am Grab oder an einer 
anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten 
werden. 

 
(2) Auf Antrag der Hinterbliebenen kann die Friedhofs-

verwaltung gestatten, dass vor der Trauerfeier der 
Sarg geöffnet wird. Der Antrag kann nicht geneh-
migt werden, wenn der oder die Verstorbene an ei-
ner ansteckenden übertragbaren Krankheit nach 
dem Infektionsschutzgesetz gelitten, die Leichen-
verwesung bereits begonnen hat oder die Ausstel-
lung der Leiche der Totenwürde oder dem Pietäts-
empfinden der an der Trauerfeier Teilnehmenden 
widersprechen würde. 

 
(3) Während der Trauerfeier ist der Sarg geschlossen 

zu halten. 
 
(4) Die Benutzung der Friedhofskapelle kann untersagt 

werden, wenn der Verstorbene an einer melde-
pflichtigen übertragbaren Krankheit gelitten hat oder 
Bedenken wegen des Zustandes der Leiche beste-
hen. 

 
(5) Jede Musik- und Gesangsdarbietung auf den Fried-

höfen muss gewährleisten, dass ein würdiger Rah-
men gewahrt bleibt. 

 
§ 28 

Haftung 
 
(1) Die Alte Hansestadt Lemgo haftet nicht für Schä-

den, die durch die satzungsgemäße Benutzung der 
Friedhöfe, ihrer Anlagen oder ihrer Einrichtungen, 
durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. 
Ihr obliegen keine besonderen Obhuts- und Über-
wachungspflichten. Im übrigen haftet die Alte Han-
sestadt Lemgo nur bei Vorsatz und grober Fahrläs-
sigkeit. Die Vorschriften über Amtshaftung bleiben 
unberührt. 

 
 
 
 

 
§ 29 

Gebühren 
 
(1) Für die Benutzung der von der Alten Hansestadt 

Lemgo verwalteten Friedhöfe und ihrer Einrichtun-
gen sind die Gebühren nach der jeweils geltenden 
Friedhofsgebührensatzung zu entrichten. 

 
§ 30 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer 
 

a) sich als Besucher entgegen § 6 Absatz 1 nicht 
der Würde des Friedhofes entsprechend verhält 
oder Anordnungen des Friedhofspersonals nicht 
befolgt, 

b) die Verhaltensregeln des § 6 Absatz 2 missach-
tet, 

c) entgegen § 6 Absatz 4 Totengedenkfeiern ohne 
vorherige Zustimmung der Friedhofsverwaltung 
durchführt, 

d) als Gewerbetreibender entgegen § 7 ohne vor-
herige Zulassung tätig wird, außerhalb der fest-
gesetzten Zeiten Arbeiten durchführt oder Werk-
zeuge oder Materialien unzulässig lagert, 

e) eine Bestattung entgegen § 8 Absatz 1 der 
Friedhofsverwaltung nicht anzeigt, 

f) entgegen § 19 ohne vorherige Zustimmung 
Grabmale oder bauliche Anlagen errichtet, ver-
ändert oder entfernt, 

g) Grabmale entgegen § 21 nicht fachgerecht be-
festigt und fundamentiert oder nicht in verkehrs-
sicherem Zustand erhält, 

h) nicht verrottbare Werkstoffe, insbesondere 
Kunststoffe, entgegen § 23 Absatz 7 verwendet 
oder so beschaffenes Zubehör oder sonstigen 
Abraum oder Abfall nicht vom Friedhof entfernt 
oder in den bereitgestellten Behältern entsorgt, 

i) Grabstätten entgegen § 24 vernachlässigt. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 

von bis zu 1.500,00 Euro geahndet werden. 
 

§ 31 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntma-

chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Friedhofssatzung 
der Alten Hansestadt Lemgo vom 15. März 2005 in 
der Fassung der 2. Änderungssatzung vom 25. 
März 2010 außer Kraft.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 925 
 

 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Friedhofssatzung der Alten Hansestadt Lemgo für die 
städtischen Friedhöfe vom 11.12.2012 wird hiermit öffent-
lich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 09. Oktober 2007( GV NRW vom 16.10.2007, S. 380), 
beim Zustandekommen dieser Satzung (ortsrechtlichen 
Bestimmung) nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 11.12.2012 
 
 
Dr. Austermann 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
545 9. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

zur Satzung über die Abfallentsorgung in der 
Stadt Schieder-Schwalenberg vom 12. Dezem-
ber 2012 

 
Aufgrund des § 7 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 lit. f) der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV NW S. 666 ff.) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommu-
nalabgabengesetzes -KAG- vom 21.10.1969 
(GV NW S. 712 ff.) in den z.Zt. geltenden Fassungen hat 
der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg in seiner Sitzung 
am 11.12.2012 folgende Satzung beschlossen: 
 

I. 
 
§ 5 erhält folgende Fassung: 
 

§ 5 
Höhe und Bemessungsgrundlage der Gebühren für 

Systemabfallbehälter 
 
(1) Für die Grundstücke, die mittels Systemabfallbehälter 
(60, 80, 120 und 240 Liter) entsorgt werden, ist eine jährli-
che Benutzungsgebühr zu zahlen, die sich wie folgt zu-
sammensetzt: 
 
1.1 Grundgebühr je Haushalt 
 

bis zu 2 Personen in Höhe von 51,60 € 
bei mehr als zwei Personen in 
Höhe von  

57,36 € 

 
1.2 Grundgebühr je Betrieb in Höhe von 57,36 € 
 
2. Gefäßgebühr für jeden grauen Abfallbehälter bei 

4-wöchentlicher Entleerung 
 

a) mit 60 Liter Nutzinhalt 37,80 € 
b) mit 80 Liter Nutzinhalt 50,40 € 
c) mit 120 Liter Nutzinhalt 75,60 € 
d) mit 240 Liter Nutzinhalt 151,20 € 

 
3. Gefäßgebühr für jeden grünen Abfallbehälter bei 

2-wöchentlicher Entleerung 
 

a) mit 60 Liter Nutzinhalt 37,80 € 
b) mit 80 Liter Nutzinhalt 50,40 € 
c) mit 120 Liter Nutzinhalt 75,60 € 
d) mit 240 Liter Nutzinhalt 151,20 € 

 
4. Gefäßgebühr für jeden zusätzlichen grünen Ab-

fallbehälter bei 2-wöchentlicher Entleerung in den 
Monaten Mai bis November (Saison-Biotonne) 

 
a) mit 80 Liter Nutzinhalt 29,40 € 
b) mit 120 Liter Nutzinhalt 44,10 € 
c) mit 240 Liter Nutzinhalt 88,20 € 

 
(2) Für den Austausch eines Systemabfallbehälters, der auf 
Antrag des Gebührenpflichtigen erfolgt, wird eine Tausch-
gebühr in Höhe von 11,00 € erhoben. 
 
 
 

 
(3) Als Haushalt im Sinne von Abs. 1 Nr. 1.1 gelten die in 
einer Wohnung lebenden und zusammen wirtschaftenden 
Personen und Familienmitglieder. Im Zweifelsfall ist das 
Bestehen einer gemeinsamen Wohn- und Wirtschaftsge-
meinschaft durch den Gebührenpflichtigen nachzuweisen. 
Für die Feststellung der in einem Haushalt lebenden Per-
sonenzahl ist die Zahl der dort mit Erst- oder Zweitwohnsitz 
gemeldeten Personen ausschlaggebend. 
 
(4) Als Betrieb im Sinne von Abs. 1 Nr. 1.2 gelten insbe-
sondere 
 
- Gewerbe- und Industriebetriebe 
- Öffentliche und private Einrichtungen (Krankenhäu-

ser, Altenheime, Schulen, Kindergärten) 
- Verwaltungen, Sparkassen und Banken, Versiche-

rungen 
- Hotels und Pensionen, Restaurants, Gaststätten, 

Cafes, Imbissstuben 
- Einzelhandelsgeschäfte, Bäckereien, Metzgereien, 

Friseurgeschäfte u.ä. 
- Handwerksbetriebe 
- Berufe mit Geschäfts- und Praxisräumen 
- sonstige, nicht ausschließlich zu Wohnzwecken die-

nende Grundstücke. 
 

II. 
 
§ 6 erhält folgende Fassung: 
 

§ 6 
Gebühren für Müllgroßbehälter und Abfallsäcke 

 
(1) Für Grundstücke, die mittels Müllgroßbehälter (1.100 
Liter) entsorgt werden, ist eine Benutzungsgebühr in Höhe 
von 55,46 € je Entleerung zu zahlen. 
 
Werden die Müllgroßbehälter vom beauftragten Abfuhrun-
ternehmer gestellt und unterhalten, so erhöhen sich die 
jährlichen Gebühren für jeden Müllgroßbehälter um 
71,30 €. 
 
(2) Die Gebühren für einen Abfallsack mit 70 Liter Nutzin-
halt betragen pro Stück 3,50 €. 
 

III. 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 9. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt 
Schieder-Schwalenberg wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Schieder-Schwalenberg vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 12. Dezember 2012 
 
 
Gert Klaus 
- Bürgermeister - 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
 
 
 
546 3. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

zur Entwässerungssatzung der Stadt Schieder-
Schwalenberg vom 12. Dezember 2012 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), der 
§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21. Oktober 1969 (GV NRW 1969, S. 712), und des 
§ 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. 1995, S. 926) in den 
zurzeit geltenden Fassungen in Verbindung mit der Ent-
wässerungssatzung der Stadt Schieder-Schwalenberg vom 
02.07.1996 hat der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg 
in seiner Sitzung am 11.12.2012 die folgende Satzung be-
schlossen: 
 

I. 
 
§ 4 Absatz 6 erhält folgende Fassung: 
 

§ 4 
Schmutzwassergebühren 

 
(6) Die Gebühr beträgt je Kubikmeter Schmutzwasser 

3,77 €. 
 

II. 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 3. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Schieder-
Schwalenberg wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen -GO NW- beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Schieder-Schwalenberg vorher gerügt und da-
bei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 12. Dezember 2012 
 
 
Gert Klaus 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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Gemeinde Schlangen 
 
547 2. Satzung zur Änderung der Satzung über die 

Straßenreinigung und die Erhebung von Stra-
ßenreinigungsgebühren in der Gemeinde 
Schlangen (Straßenreinigungs- und Gebüh-
rensatzung) vom 30. November 2006, (1. Ände-
rung vom 15. Dezember 2011) in der Fassung 
vom 13. Dezember 2012 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), des 
§ 3 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen 
(StrReinG NRW) vom 18.12.1975 (GV. NRW S. 706) und 
der §§ 4, und 6 des Kommunalabgabengesetzes NRW 
vom 21.Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), 
jeweils in der zur Zeit gültigen Fassungen, hat der Rat der 
Gemeinde Schlangen in seiner Sitzung am 13. Dezember 
2012 folgende 2. Satzung zur Änderung der Satzung über 
die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreini-
gungsgebühren in der Gemeinde Schlangen (Straßenreini-
gungs- und Gebührensatzung) vom 30. November 2006 
beschlossen: 
 

§1 
 
§ 6 Abs. 4 und 5 wird wie folgt geändert: 
 
(4) Die Benutzungsgebühr je Frontmeter (Absätze 1 bis 3) 
beträgt jährlich 2,07 €/lfdm 
 
(5) Für die Winterwartung wird zusätzlich eine Benut-
zungsgebühr erhoben.  
Die Benutzungsgebühr je Frontmeter (Absätze 1 bis 3) be-
trägt jährlich 1,49 €/lfdm 
 

§ 2 
 
Diese 2.Änderungssatzung tritt am 01. Januar 2013 in 
Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 2. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßen-
reinigungsgebühren in der Gemeinde Schlangen (Straßen-
reinigungs- und Gebührensatzung) wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde Schlangen vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schlangen, 17.12.2012 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Ulrich Knorr 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
 
 
 
548 3. Änderungssatzung zur Abwasserabgaben-

satzung der Gemeinde Schlangen vom 
11.12.2008 

 
Der Rat der Gemeinde Schlangen hat in seiner Sitzung 
vom 13.12.2012 folgende Satzungsänderung beschlossen: 
 

3. Änderungssatzung zur 
Abwasserabgabensatzung der Gemeinde 

Schlangen 
vom 11.12.2008 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zu-
letzt geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 9. Oktober 
2007 (GV. NRW. 2007 S. 380), der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 
10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 
(GV NRW 1969, S. 712), zuletzt geändert durch Artikel X 
des Gesetzes vom 9. Oktober. 2007 (GV. NRW. 2007, 
S.380)  und des § 65 des Wassergesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. 1995, 
S. 926), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
11. Dezember 2007 (GV. NRW. 2007, S. 708ff.) hat der 
Rat der Gemeinde Schlangen in seiner Sitzung am 
13. Dezember 2012 die folgende 3. Änderungssatzung 
zur Satzung über die Erhebung von Kanalanschluss-
beiträgen und Abwassergebühren (Abwasserabgaben-
satzung) beschlossen. 
 

Artikel 1 
Änderung zum 2. Abschnitt: 

Gebührenrechtliche Regelungen 
 
§ 4 Schmutzwassergebühren 
Abs. 7 wird wie folgt neu gefasst: 
 
(7) Die Gebühr für das Schmutzwasser setzt sich aus ei-

ner Grundgebühr und einer Benutzungsgebühr zu-
sammen.  

 
1. Die Grundgebühr beträgt je Grundstücksanschluss 

monatlich  2,60 Euro. 
2. Die Benutzungsgebühr beträgt je m³ Schmutzwasser 

jährlich  2,22 Euro. 
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Artikel 2 

Änderung zum 2. Abschnitt: 
Gebührenrechtliche Regelungen 

 
§ 5 Niederschlagswassergebühr 
Abs. 5 wird wie folgt neu gefasst: 
 
(5) Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter bebauter 

und/oder befestigter Fläche i.S.d. Abs. 1 0,38 €. 
 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2013 in Kraft. 
 

Artikel 4 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die 3. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung 
von Kanalanschlussbeiträgen und Abwassergebühren 
(Abwasserabgabensatzung) der Gemeinde Schlangen vom 
13.12.2012 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NW) vom 14. Juli 1994 
(GV NRW S.666) in der zz. geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn,  
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Schlangen, den 17.12.2012 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Knorr 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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Abwasserwerke Blomberg 
 
549 Satzung zur 4. Änderung der Beitrags- und 

Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung 
der Stadt Blomberg vom 15. Dezember 2005 
vom 20. Dezember 2012 

 
Aufgrund des § 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV.NW. S. 666) in der zurzeit 
geltenden Fassung und der §§ 1, 2, 4, 6, 8 und 10 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NW) vom 21. Oktober 1969 
(GV. NW. S. 712) in der derzeit geltenden Fassung sowie 
der §§ 53, 64 und 65 des Wassergesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (LWG NW) vom 25. Juni 1995 
(GV NW S. 926) in der derzeit geltenden Fassung hat der 
Rat der Stadt Blomberg in seiner Sitzung am 19. Dezember 
2012 folgende Satzung zur 4. Änderung der Beitrags- und 
Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt 
Blomberg beschlossen: 
 

Artikel I 
 
1.) Der § 12 Abs. 7 der vg. Satzung erhält folgende Fas-
sung: 
 
Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser 4,10 €. 
 
2.) Der § 13 Abs. 6 der vg. Satzung erhält folgende Fas-
sung: 
 
Die Gebühr beträgt je Berechnungseinheit (Abs. 1) und 
Jahr 6,80 €. 
 

Artikel II 
 
Diese Satzung tritt zum 01. Januar 2013 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur 4. Änderung der Beitrags- 
und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der 
Stadt Blomberg vom 15. Dezember 2005 
 

vom 20. Dezember 2012 
 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird hiermit darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
 
 
 
 

 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei der verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Blomberg, den 20. Dezember 2012 
 
 
(Geise) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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Blomberger Versorgungsbetriebe 
GmbH 
 
550 Veröffentlichung der Jahresabschlüsse der 

Blomberger Versorgungsbetriebe GmbH von 
2011 

 
Der von der PricewaterhouseCoopers AG Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, Bielefeld, geprüfte Jahresabschluss der 
Blomberger Versorgungsbetriebe GmbH für das Geschäfts-
jahr 2011 wird wie folgt festgestellt: 
 
 Bilanzsumme 25.080.399,20 € 
 Jahresüberschuss 884.622,17 € 
 
Der Jahresüberschuss von 884.622,17 € wird nach Ver-
rechnung mit dem Gewinnvortrag (456.648,11 €) auf neue 
Rechnung in Höhe von 1.341.270,28 € vorgetragen. 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses im Verwal-
tungsgebäude, Nederlandstraße 15, 32825 Blomberg, zur 
Einsichtnahme aus. 
 
Nach dem abschließenden Ergebnis ihrer Prüfung hat die 
PricewaterhouseCoopers AG Wirtschafsprüfungsgesell-
schaft mit Datum vom 31. August 2012 den folgenden un-
eingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
"Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Blom-
berger Versorgungsbetriebe GmbH, Blomberg, für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2011 geprüft. 
Nach § 6b Abs. 5 EnWG umfasste die Prüfung auch die 
Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach 
§ 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten nach 
§ 6b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu führen und Tätig-
keitsabschlüsse aufzustellen sind. Die Buchführung und die 
Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach 
den deutschen handels-rechtlichen Vorschriften und den 
ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages 
sowie die Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG 
liegen in der Verantwortung der Geschäftsführung der Ge-
sellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der 
von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht sowie über die Einhaltung der Pflich-
ten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG abzu-
geben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender Si-
cherheit beurteilt werden kann, ob die Pflichten nach 
§ 6b Abs. 3 EnWG in allen wesentlichen Belangen erfüllt 
sind. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft so-
wie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht sowie für die Einhaltung der 
Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG 
überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die 
Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der 
Geschäftsführer, die Würdigung der Gesamtdarstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts sowie die 
Beurteilung, ob die Wertansätze und die Zuordnung der 
Konten nach § 6b Abs. 3 EnWG sachgerecht und nachvoll-
ziehbar erfolgt sind und der Grundsatz der Stetigkeit be-
achtet wurde. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü-
fung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beur-
teilung bildet. 
 
Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts hat zu keinen 
Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen des Gesellschaftsvertrages und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Entflechtung 
in der internen Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG, 
wonach für Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 EnWG getrennte 
Konten zu führen und Tätigkeitsabschlüsse aufzustellen 
sind, hat zu keinen Einwendungen geführt." 
 
Blomberg, 10. Dezember 2012 
 
 
Die Geschäftsführung 
Blomberger Versorgungsbetriebe GmbH 
 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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Gemeindewerke Schlangen GmbH 
 
551 4. Änderung der Ergänzenden Bestimmungen 

zur AVBWasserV 
 
Die Gesellschafterversammlung der Gemeindewerke 
Schlangen GmbH hat in ihrer Sitzung vom 27.11.2012 ein-
stimmig folgende Preise für die Versorgung mit Wasser ab 
dem 01.01.2013 beschlossen: 
 
4. Änderung der Ergänzenden Bestimmungen zur AV-

BWasserV 
 
Allgemeine Tarifordnung für die Versorgung mit Was-

ser aus dem Versorgungsnetz der Gemeindewerke 
Schlangen GmbH (GWS); Tarif-Teil 

 
Gültig ab 01.01.2013 

 
Tarif-Anlage zu den Allgemeinen Bedingungen für die Ver-
sorgung mit Wasser der Gemeindewerke Schlangen GmbH 
(GWS) 
 
Aufgrund der Verordnung über die Allgemeinen Bedingun-
gen für die Versorgung mit Wasser –AVBWasserV- vom 
20.06.1980 (BGBl. I. S. 750) stellt die GWS Wasser zu fol-
genden Tarifen zur Verfügung: 
 
A. Bezugspreise für Haushalt und Gewerbe 
 
Der Bezugspreis für Wasser setzt sich aus einem Grund-
preis und einem Verbrauchspreis zusammen. 
 
1. Verbrauchspreis: 
 
Der Verbrauchspreis wird nach der Menge des bezogenen 
Wassers berechnet. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter 
(m³) Wasser, der über Wasserzähler festgestellt wird. 
 

Netto 
0,84 EUR/m³ 

 
zuzüglich der jeweils gültigen Mehrwertsteuer. 
 
2. Grundpreis: 
 
Der Grundpreis ist ohne Rücksicht auf die abgenommene 
Wassermenge zu zahlen. Er dient der Vorhalteleistung der 
Wasserversorgungsanlagen. Der Grundpreis wird erstmalig 
in dem Monat fällig in dem der Wasseranschluss herge-
stellt wird. Der Grundpreis ist ab dem Monat nicht mehr fäl-
lig, in dem der Wasseranschluss endgültig stillgelegt und 
zurückgebaut wird. Bei einer vorübergehenden Stilllegung 
ohne Rückbau des Wasserhausanschlusses ist der Grund-
preis weiterhin zu zahlen. 
 
Die Höhe des Grundpreises richtet sich nach der unter Be-
rücksichtigung der Anschlussweite erforderlichen Zähler-
größe. Liegt der Termin der Herstellung vor dem 15. eines 
Monats, wird der Grundpreis in voller Höhe fällig, liegt der 
Termin des Rückbaus vor dem 15. eines Monats, wird der 
Monat nicht mehr mit abgerechnet. 
 
Wird ein Grundstück über mehrere Zähler versorgt, so ist 
für jeden weiteren Zähler ein Grundpreis nach den unten-
stehend aufgeführten Sätzen zu zahlen. 
 

 
Grundpreistabelle: 
 

Nenndurchfluss 
der Wasserzähler 

bis zu einer Größe von 

 
Netto 

 
Qn 2,5 5,44 EUR/Mon 
Qn 6,0 19,06 EUR/Mon 
Qn 10 54,45 EUR/Mon 
Qn 15 81,66 EUR/Mon 

 
zuzüglich der jeweils gültigen Mehrwertsteuer 
 
Schlangen, den 17.12.2012 
 
Gemeindewerke Schlangen GmbH 
Der Geschäftsführer 
 
 
T. Aust 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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Stadtwerke Bad Salzuflen GmbH 
 
552 Hinweis auf Auslegung 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 
18.02.2013 bis 01.03.2013 im Verwaltungsgebäude der 
Stadtwerke Bad Salzuflen GmbH, Zimmer 304, in der Ufer-
straße 36-44 in Bad Salzuflen zur Einsicht aus. 
 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
 
 
 
553 Bestätigungsvermerk 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Stadt-
werke Bad Salzuflen GmbH, Bad Salzuflen, für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2011 geprüft. 
Nach § 6 b Abs. 5 EnWG umfasste die Prüfung auch die 
Einhaltung der Pflichten zur Entflechtung in der Rech-
nungslegung nach § 6 b Abs. 3 EnWG, wonach für die Tä-
tigkeiten nach § 6 b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu füh-
ren und Tätigkeitsabschlüsse aufzustellen sind. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und La-
gebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesell-
schaftsvertrages sowie die Einhaltung der Pflichten nach 
§ 6 b Abs. 3 EnWG liegen in der Verantwortung der gesetz-
lichen Vertreter der Gesellschaft. 
 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über 
den Lagebericht sowie über die Rechnungslegung nach 
§ 6 b Abs. 3 EnWG abzugeben. 
 
 Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender Si-
cherheit beurteilt werden kann, ob die Pflichten nach 
§ 6 b Abs. 3 EnWG in allen wesentlichen Belangen erfüllt 
sind. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft so-
wie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht sowie in der Rechnungslegung 
nach § 6 b Abs. 3 EnWG überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter, die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichtes sowie die Beurteilung, ob die Wert-
ansätze und die Zuordnung der Konten in der Rechnungs-
legung nach § 6 b Abs. 3 EnWG sachgerecht und nach-
vollziehbar erfolgt sind und der Grundsatz der Stetigkeit 
beachtet wurde. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü-
fung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beur-
teilung bildet. 
 
Unsere Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichtes hat zu kei-
nen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen des Gesellschaftsvertrages und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. 
Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Entflechtung 
in der Rechnungslegung nach § 6 b Abs. 3 EnWG, wonach 
für die Tätigkeiten nach § 6 b Abs. 3 EnWG getrennte Kon-
ten zu führen und Tätigkeitsabschlüsse aufzustellen sind, 
hat zu keinen Einwendungen geführt." 
 
Den vorstehenden Bericht erstatten wir in Übereinstim-
mung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprü-
fungen (IDW PS 450). 
 
Bremen, 23. Juli 2012 
 
Göken, Pollak und Partner 
Treuhandgesellschaft mbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft/ 
Steuerberatungsgesellschaft 
 
 
(Dr. Göken) (Mertens) 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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554 Jahresabschluss der Wirtschaftsbetriebe Bad 

Salzuflen GmbH für das Geschäftsjahr 2011 
 
Die Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsbetriebe 
Bad Salzuflen GmbH hat am 26.09.2012 den Jahresab-
schluss zum 31.12.2011 festgestellt und beschlossen, den 
Jahresfehlbetrag in Höhe von 330.215,21 Euro auf neue 
Rechnung vorzutragen. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Gö-
ken, Pollak und Partner Treuhandgesellschaft mbH hat  am 
27. Juli 2012 folgenden uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt: 
 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Wirt-
schaftsbetriebe Bad Salzuflen GmbH, Bad Salzuflen, für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2011 
geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmun-
gen des Gesellschaftsvertrages liegen in der Verantwor-
tung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere 
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss 
unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lage-
bericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden.  
 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im 
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
für unsere Beurteilung bildet.  
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Nach unserer Beurteilung, aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse, entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen des Gesellschaftsvertrages und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Den vorstehenden Bericht erstatten wir in Übereinstim-
mung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprü-
fungen (IDW PS 450).“ 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit  
 

vom 18. Februar bis einschließlich 01. März 2013 
 
In den Geschäftsräumen der Stadtwerke Bad Salzuflen 
GmbH, Uferstr. 36-44 , 32108 Bad Salzuflen, Abteilung Fi-
nanzwesen, Raum 304, zur Einsichtnahme während der 
Geschäftszeiten aus. 
 
Volker Stammer 
 
-Geschäftsführer- 
 
Konzernabschluss der Wirtschaftsbetriebe Bad Salzuf-
len GmbH für das Geschäftsjahr 2011 
 
Die Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsbetriebe 
Bad Salzuflen GmbH hat am 26.09.2012 den Konzernab-
schluss zum 31.12.2011 in Höhe von -892.924,57 Euro ge-
billigt.  
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Gö-
ken, Pollak und Partner Treuhandgesellschaft mbH hat  am 
13. August 2012 folgenden uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt: 
 
„Wir haben den Konzernabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang, Kapitalflussrech-
nung sowie Eigenkapitalspiegel - unter Einbeziehung der 
Buchführung und den Konzernlagebericht der Wirtschafts-
betriebe Bad Salzuflen GmbH, Bad Salzuflen für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2011 geprüft. 
Die Aufstellung von Konzernabschluss und Konzernlagebe-
richt nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften 
und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschafts-
vertrages liegen in der Verantwortung der gesetzlichen 
Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beur-
teilung über den Konzernabschluss und über den Konzern-
lagebericht abzugeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



938 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
 Wir haben unsere Konzernabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Konzernabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Konzernlagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden.  
 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld des Konzerns sowie die 
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rah-
men der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungs-
legungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nach-
weise für die Angaben im Konzernabschluss und Konzern-
lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben 
beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der Jahres-
abschlüsse der in den Konzernabschluss einbezogenen 
Unternehmen, der Abgrenzung des Konsolidierungskrei-
ses, der angewandten Bilanzierungs- und Konsolidierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der ge-
setzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdar-
stellung des Konzernabschlusses und des Konzernlagebe-
richtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine 
hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bil-
det.  
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Konzernab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzen-
den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages und vermit-
telt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 
Konzerns. Der Konzernlagebericht steht in Einklang mit 
dem Konzernabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage des Konzerns und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Konzernabschluss und Konzernlagebericht liegen in der 
Zeit  
 

vom 18. Februar bis einschließlich 01. März 2013 
 
In den Geschäftsräumen der Stadtwerke Bad Salzuflen 
GmbH, Uferstr. 36 - 44 , 32108 Bad Salzuflen, Abteilung 
Finanzwesen, Raum 304, zur Einsichtnahme während der 
Geschäftszeiten aus. 
 
 
Volker Stammer 
-Geschäftsführer- 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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Volkshochschule Lippe-Ost 
 
555 1. Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung des 

Zweckverbandes VHS Lippe-Ost für das Haus-
haltsjahr 2011 

 
Aufgrund der § 81 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) - in der zurzeit gülti-
gen Fassung - in Verbindung mit §§ 8 Abs. 1 und 18 Abs. 1 
des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01. Oktober 1979 
(GV.NW. S. 621) - in der zurzeit gültigen Fassung - und 
des § 7 Abs. 1 Buchstabe b der Zweckverbandssatzung 
hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Volkshochschule Lippe-Ost am 19.12.2011 folgende Nach-
tragssatzung zur Haushaltssatzung v. 01.12.2010 be-
schlossen: 
 

§ 1  
 
Mit dem Nachtragshaushalt werden für das Jahr 2011 fest-
gesetzt: 
 

 die bisherigen 
fest-gesetzten 

Gesamt-beträge 
 

EUR 

erhöht 
um 

 
EUR 

vermindert 
um 

 
EUR 

und damit der 
Gesamtbetrag 
des Haushalts-
plans einschl. 

Nachträge fest-
gesetzt auf 

EUR 

Ergebnisplan 
Erträge 
Aufwendungen 

 
1.363.200 
1.278.200 

 
408.160 
339.250 

 
71.975 
31.750 

 
1.699.385 
1.585.700 

Finanzplan 
aus laufender Verwal-
tungstätigkeit: 
Einzahlungen 
Auszahlungen 
aus Investitions- und 
Finanzierungs- 
tätigkeit: 
Einzahlungen 
Auszahlungen 

 
 

1.410.900 
1.262.400 

 
 

0 
11.200 

 
 

374.860 
301.050 

 
 

23.300 
0 

 
 

71.975 
31.250 

 
 

0 
0 

 
 

1.713.785 
1.532.200 

 
 

23.300 
11.200 

 
§ 2  

 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3  
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der bisher festgesetzt Höchstbetrag der Kredite zur Liquidi-
tätssicherung wird nicht verändert. 
 

§ 5  
 
Die Verbandsumlage wird auf 508.000 EUR festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachung der Nachtragssatzung 
 
Die vorstehende 1. Nachtragssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2011 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gem. 
§ 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde in Detmold mit Schreiben vom 
19.12.2012 angezeigt worden. Die nach § 19 Abs. 2 
Satz 2 GkG erforderliche Genehmigung der Verbandsum-
lage ist vom Landrat als untere staatliche Verwaltungsbe-
hörde in Detmold mit Verfügung vom 19.12.2012 erteilt 
worden. Der Nachtragshaushaltsplan liegt zur Einsicht-
nahme bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlus-
ses während der Öffnungszeiten der VHS Lippe-Ost in der 
Geschäftsstelle in Schieder, Im Kurpark 1, 32816 Schieder-
Schwalenberg öffentlich aus. 
 
Schieder-Schwalenberg, 19.12.2011 
 
 
Gert Klaus 
-Verbandsvorsteher- 

Kr.Bl. Lippe 27.12.2012 
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